
9. Beilage im Jahre 1971 zu den Sitzungsberichten 
des XXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 9

Gesetz
über eine Änderung des Flurverfassungsgesetzes

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen:

Das F lurverfassungsgesetz, LGBl. Nr. 4/1951, 
w ird wie folgt geändert:

1. Das I. H auptstück h a t zu lauten:

„I. Hauptstück
Zusammenlegung land- und forstwirt­

schaftlicher Grundstücke, Flurbereinigung

1. Abschnitt
Zusammenlegung land- und forst­

wirtschaftlicher Grundstücke

Ziele und Aufgaben der Zusammenlegung

§ 1
(1) Im Interesse der Schaffung und Er­

haltung  einer leistungsfähigen Landw irt­
schaft sind die Besitz-, Benützungs- und 
B ew irtschaftungsverhältnisse im länd­
lichen Lebens- und W irtschaftsraum  durch 
N euein teilung  und Erschließung des land- 
und forstw irtschaftlichen G rundbesitzes 
sowie O rdnung der rechtlichen und w irt­
schaftlichen G rundlagen der land- und 
forstw irtschaftlichen B etriebe nach zeitge­
m äßen volks- und betriebsw irtschaftlichen 
G esichtspunkten im W ege eines Zusam ­
m enlegungsverfahrens nach M aßgabe der 
folgenden Bestim m ungen zu verbessern  
oder neu zu gestalten.

(2) Zur Erreichung dieser Ziele sind in 
erster Linie die N achteile abzuw enden, zu 
m ildern  oder zu beheben, die verursacht 
w erden  durch
a) M ängel der A grarstruk tu r (wie zum 

Beispiel zersp litte rter Grundbesitz, 
ganz oder teilw eise eingeschlossene 
G rundstücke, ungünstige G rundstücks­
formen, unw irtschaftliche Betriebs­
größen, beengte O rts- oder Hoflage, 
unzulängliche V erkehrserschließung, 
ungünstige Geländeform en, ungünstige 
W asserverhältn isse) oder

b) M aßnahm en im allgem einen öffent­
lichen In teresse (wie zum Beispiel Er­
richtung, Ä nderung oder A uflassung 
von E isenbahnen, Straßen und W egen,

W asse rl äuf en , W asserversorgungs -,
Energieversorgungs- oder A bw asser­
anlagen, Hochwasser-, W ildbach- oder 
Law inenschutzbauten).
(3) Land- oder forstw irtschaftliche 

G rundstücke im Sinne dieses G esetzes sind 
Grundstücke, die im Rahm en eines land- 
oder forstw irtschaftlichen Betriebes der 
Erzeugung von Pflanzen, ih rer Bringung 
oder ih rer V erw ertung  dienen, einschließ­
lich der W ohn- und W irtschaftsgebäude 
sam t Hofräum en, sow ie Grundstücke, die 
ohne erheblichen A ufw and diesen Zwek- 
ken zugeführt w erden  können.

Zusammenlegungsgebiet
§2

(1) Das Zusam m enlegungsgebiet ist 
un ter Bedachtnahm e auf örtliche und w irt­
schaftliche Zusam m enhänge so zu begren­
zen, daß die Ziele der Zusam m enlegung 
m öglichst vollkom m en erreicht w erden.

(2) G egenstand der Zusam m enlegung 
sind alle im Zusam m enlegungsgebiet lie ­
genden Grundstücke (einbezogene G rund­
stücke). Diese g liedern  sich in
a) die der Zusam m enlegung unterzoge­

nen  G rundstücke, das sind G rund­
stücke im Sinne des § 1 Abs. 3 und 
nicht land- oder forstwritschaftliche 
Grundstücke im Sinne des § 14 Abs. 3,

b) d ie  in A nspruch genom m enen G rund­
stücke, das sind nicht land- oder forst­
w irtschaftliche G rundstücke im Sinne 
des § 14 Abs. 4.

Einleitung des Verfahrens
§3

(1) Das V erfahren  ist nach A nhörung 
der Landw irtschaftskam m er für V orarl­
berg und des M ilitärkom m andos V orarl­
berg von Amts w egen mit V erordnung 
einzuleiten.

(2) In der V erordnung gemäß Abs. 1 
ist das Z usam m enlegungsgebiet entw eder 
durch A ngabe seiner G renzen oder durch 
A nführung säm tlicher einbezogener 
G rundstücke festzulegen.
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Nachträgliche Einbeziehung 
oder Ausscheidung von Grundstücken

§4
W ährend  des V erfahrens können von 

Amts w egen m it Bescheid Grundstücke in 
das Zusam m enlegungsgebiet einbezogen 
oder aus dem Zusam m enlegungsgebiet 
ausgeschieden w erden. G egen einen so l­
chen Bescheid ist eine abgesonderte Be­
rufung nicht zulässig.

Einstellung des Verfahrens
§5

Kommen im Laufe des V erfahrens Um­
stände h ervo r oder tre ten  Um stände ein, 
welche die Erreichung der Ziele der Zu­
sam m enlegung verhindern , so hat die 
Behörde das V erfahren  von Amts w egen 
m it V erordnung einzustellen.

Eigentumsbeschränkungen
§6

(1) In der V erordnung gemäß § 3 Abs. 1 
können  nachstehende E igentum sbeschrän­
kungen verfügt w erden:
a) In das V erfahren  einbezogene G rund­

stücke dürfen nur mit Bew illigung der 
Behörde anders als b isher genutzt 
w erden. Dies gilt nicht für M aßnah­
men, die zur A ufrechterhaltung des 
ordentlichen W irtschaftsbetriebes e r­
forderlich sind.

b) Bauw erke, Brunnen, Gräben, E infrie­
dungen, W ege und ähnliche A nlagen 
dürfen nur mit Bew illigung der Be­
hörde neu  errichtet, w iederhergestellt, 
w esentlich v erän d ert oder entfernt 
w erden.
(2) Die Bew illigung nach Abs. 1 lit. a 

oder b ist zu erteilen, w enn das V orhaben 
den Zusam m enlegungserfolg nicht beein ­
trächtigt. Solange sie nicht vorliegt, ist 
eine nach anderen  landesrechtlichen V or­
schriften erte ilte  Bew illigung nichtig (§ 68 
Abs. 4 lit. d  AVG. 1950).

(3) Sind en tgegen  den gemäß Abs. 1 
verfüg ten  Beschränkungen an G rundstük- 
ken  Ä nderungen  vorgenom m en oder A n­
lagen errichtet worden, so ist darauf im 
V erfahren  nicht Bedacht zu nehm en. H in­
dern sie die Zusam m enlegung, dann ist. 
d ie  W iederherstellung  des früheren  Zu­
standes zu verfügen.

(4) Die O rgane der Behörde und die 
von ihr erm ächtigten Personen sind b e­
rechtigt, zur V orbereitung  und Durchfüh­

rung einer Zusam m enlegung Grundstücke 
zu betreten , zu befahren  und dort die e r­
forderlichen A rbeiten  vorzunehm en, wie 
Zeichen und M arkierungen  anzubringen, 
Bäume und Sträucher zu stutzen oder 
Pflanzen zu beseitigen. W erden die 
Grundstücke m ilitärisch genützt, dann ist 
auf m ilitärische In teressen  Bedacht zu 
nehm en.

(5) Die A usführung des Planes der 
gem einsam en M aßnahm en und A nlagen 
(§ 16 Abs. 1) ist von den G rundeigen­
tüm ern bereits vor der vorläufigen Ü ber­
nahm e (§ 22), w enn eine solche nicht an ­
geordnet w urde, vor Rechtskraft des Zu­
sam m enlegungsplanes (§21) zu dulden.

Parteien
§7

P arteien  im Zusam m enlegungsverfah­
ren  sind die E igentüm er der Grundstücke, 
die der Zusam m enlegung unterzogen w er­
den  (§ 2 Abs. 2 lit. a).

Zusammenlegungsgemeinschaft
§ 8

(1) Die E igentüm er der Grundstücke, 
die der Zusam m enlegung unterzogen  w er­
den, bilden die Zusam m enlegungsgem ein­
schaft, der Rechtspersönlichkeit zukommt.

(2) Die Zusam m enlegungsgem einschaft 
isvt eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts und hat im  A uftrag und unter A uf­
sicht der Behörde die M aßnahm en durch­
zuführen, die sich aus der Zusam m en­
legung ergeben. Sie h a t insbesondere 
Sach-, A rbeits- und G eldaufw endungen zu 
le isten  und auf ihre M itglieder um zu­
legen.

(3) Die Zusam m enlegungsgem einschaft 
ist m it V erordnung zu gründen. Diese 
V erordnung h a t insbesondere Bestim m un­
gen zu en thalten  über
a) den N am en und den Sitz d er Zusam ­

m enlegungsgem einschaft,
b) d ie Rechte und Pflichten der M itglieder,
c) die Zusam m ensetzung, Bestellung, Be­

schlußfassung und den A ufgaben­
bereich der O rgane der Zusam m en­
legungsgem einschaft,

d) die V ertre tung  der Zusam m enlegungs­
gem einschaft nach außen und die F er­
tigung von Urkunden, durch die recht­
liche Verpflichtungen der Zusammen- 
legungsgemeinschaf.t begründet w er­
den.
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(4) Als O rgane der Zusam m enlegungs­
gem einschaft sind jedenfalls ein Ausschuß 
und ein Obm ann vorzusehen.

(5) Die Zusam m enlegungsgem einschaft 
ist m it V erordnung aufzulösen, w enn sie 
ihre A ufgaben erfü llt hat. Diese V erord ­
nung ha t insbesondere auch Bestim m un­
gen zu en tha lten  über die Regelung der 
V erbindlichkeiten der Zusam m enlegungs- 
gem einschaft und über die L iquidierung 
ihres Verm ögens.

Entscheidung über Streitigkeiten
§9

ü b e r  S treitigkeiten, die zwischen der 
Zusam m enlegungsgem einschaft und ihren 
M itgliedern  oder den M itgliedern  u n te r­
einander aus dem M itgliedschaftsverhält­
nis entstehen, h a t die Behörde zu en t­
scheiden.

Feststellung des Besitzstandes
§ 10

(1) Die Behörde hat das Eigentum  und 
die sonstigen  Rechtsverhältnisse an den 
einbezogenen G rundstücken (§ 2 Abs. 2) 
auf G rund der E intragungen im G rund­
buch, das Ausm aß und die Lage der 
Grundstücke auf G rund der E intragungen 
und D arstellungen im G rundsteuer- oder 
G renzkataster zu erheben  und das Ergeb­
nis erforderlichenfalls durch eine G renz­
begehung zu überprüfen.

(2) Sind die im Grundbuch oder Ka­
taster e ingetragenen  oder dargestellten  
oder sonstige R echtsverhältnisse strittig, 
so hat darüber die Behörde zu entschei­
den, sofern  die A ngelegenheit nicht ge­
mäß § 88 Abs. 4 von ihrer Zuständigkeit 
ausgeschlossen ist. In diesem  Falle sind 
die S treitteile  an die zuständige Behörde 
zu verw eisen.

Bewertung der Grundstücke
§ 11

(1) Die einbezogenen G rundstücke sind 
auf G rund übereinstim m ender, den ta t­
sächlichen V erhältn issen  entsprechender 
E rklärungen der Parte ien  oder im ^W ege 
am tlicher Erm ittlung un ter A nhörung von 
Schätzm ännern, die mit den örtlichen V er­
hältn issen  v e rtrau t sind, zu bew erten. Der 
am tlichen B ew ertung können auch Ergeb­
nisse durchgeführter allgem einer Schät­
zungen zugrunde gelegt w erden. Die A n­
zahl der Schätzm änner und ihrer E rsatz­

m änner w ird  von  der Behörde bestim m t. 
Sie sind nach A nhörung des Ausschusses 
der Zusam m enlegungsgem einschaft zu be­
stellen  und anzugeloben.

(2) Die amtliche B ew ertung ha t zu e r­
folgen
a) durch die A ufstellung von  W ertstufen  

nach der E rtragsfäh igkeit d er G rund­
stücke,

b) durch E inreihung der G rundstücke in 
diese W ertstufen  und

c) durch die E rm ittlung des Vergleich- 
w ertes jed er einzelnen W ertstufe.
(3) Bei der amtlichen B ew ertung ist 

jedes Grundstück, bei verschiedener Be­
schaffenheit seiner Teile, jed er G rund­
stücksteil, nach jenem  Ertragsw ert einzu­
schätzen, den das G rundstück nach seiner 
natürlichen oder durch bleibende A ufw en­
dungen herbeigeführten  Bodenbeschaffen­
heit, nach seiner Lage und dem zur Zeit 
der Schätzung vorhandenen  Zustand bei 
üblicher ordnungsgem äßer Bewirtschaf­
tung gew ähren kann. Bisher unbearbei­
te te  Grundstücke sowie W aldgrundstücke 
mit geringem  Flächenmaß, die einer land­
wirtschaftlichen N utzung zugeführt w er­
den können, sind un te r Berücksichtigung 
der zur U m w andlung nötigen Kosten mit 
ihrem  künftigen W ert in die entsprechen­
den W ertstu fen  einzureihen.

(4) Bei der B ew ertung gem äß Abs. 3 
sind folgende V erhältn isse  und G egen­
stände nicht zu berücksichtigen:
a) V orübergehende M ehr- oder M inder- 

w erte  der Grundstücke, insbesondere 
ein ungew öhnlich hoher oder durch 
V ernachlässigung gesunkener K ultur­
zustand,

b) durch die Zusam m enlegung nicht en t­
behrlich w erdende, örtlich gebundene 
B elastungen (z. B. W ege- oder Lei­
tungsrechte) sowie E inschränkungen 
durch gesetzliche V orschriften, wie 
z. B. des N atur- oder Denkmalschutzes,

c) Gehölze, wie Uferbestockungen, G renz­
bäum e und Grenzgebüsche,

d) Obstbäum e, B eerensträucher u. dgl.,
e) andere B estandteile von  Grundstücken, 

insbesondere landw irtschaftliche V or­
richtungen, w ie H eustädel, Zäune u. 
dgl., die sich nicht ohne wesentliche 
W ertverm inderung  vom G rundstück 
trennen  lassen.

f) sonstige V orkehrungen, welche die 
landw irtschaftliche B enützbarkeit der 
G rundstücke erhöhen oder verm in-
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dern, z. B. W asserschw ellen und Lei­
tungsm asten.
(5) Die im § 20 genannten  Grundstücke 

sind  en tw eder mit einem  Punktezuschlag 
zu bew erten , der dem Unterschied zw i­
schen dem kap ita lis ierten  E rtragsw ert 
(Abs. 3) und dem V erkehrsw ert gleich­
kommt, oder, w enn ein landw irtschaft­
licher E rtrag nicht anfällt, nach dem V er­
keh rsw ert zu schätzen. Als V erkehrsw ert 
ist der Preis anzunehm en, der im gew öhn­
lichen G eschäftsverkehr nach der Beschaf­
fenheit der Grundstücke ohne Rücksicht 
auf ungew öhnliche oder persönliche V er­
hältn isse  sowie ohne Rücksicht auf die 
Zusam m enlegung bei einer V eräußerung 
ortsüblich zu erzielen  wäre.

(6) Sofern zwischen den Parteien  nichts 
anderes v ere inbart wird, sind die im 
Abs. 4 genannten  V erhältn isse  und G e­
genstände gesondert festzustellen, zu be­
w erten  und in Geld auszugleichen.

(7) Für noch versetzbare, unveredelte , 
unfruchtbare und übera lte rte  Obstbäum e, 
für verpflanzbare B eerensträucher u. dgl. 
sowie für die im Abs, 4 lit. c genannten 
G egenstände ist kein  Geldausgleich zu 
leisten. Der bisherige Eigentüm er kann 
sie binnen angem essener Frist entfernen.

(8) Für die G eldausgleiche gemäß 
Abs. 6 hat die Zusam m enlegungsgem ein­
schaft aufzukommen. Parteien, denen da­
durch V orte ile  erwachsen, sind nach M aß­
gabe d ieser V orteile  zum Ersatz der aus­
gelegten  Beträge verpflichtet. Die Zusam ­
m enlegungsgem einschaft ha t im Rahmen 
der gem einsam en M aßnahm en auch für 
die Beseitigung der G egenstände zu sor­
gen, welche der a lte  E igentüm er nicht 
en tfern t hat und der neue Eigentüm er 
nicht übernehm en will.

(9) Die B ew ertung gemäß Abs. 5 und 
6 kann ohne A nhörung der im Abs. 1 ge­
nannten  Schätzm änner erfolgen.

Besitzstandsausweis und Bewertungsplan
§ 12

(1) ü b e r  das Ergebnis der gemäß §§ 10 
und 11 vorgenom m enen Erhebungen ist 
ein Bescheid (Besitzstandsausw eis und Be­
w ertungsplan) zu erlassen. D ieser hat, 
nach Eigentüm ern und Liegenschaften ge­
ordnet, alle einbezogenen G rundstücke 
unter A nführung der K atastralgem einde, 
der G rundbuchseinlagezahl, der G rund­
stücksnummer, der Gesamtfläche sowie 
der h ievon  auf die einzelnen W ertstufen

entfallenden Teilflächen, des in Punkten 
ausgedrückten G esam tvergleichs w ertes je ­
des einzelnen Grundstückes und eine e r­
gänzende planliche D arstellung der ein­
zelnen Grundstücke m it der E intragung 
der W ertstu fen  sam t den erforderlichen 
E rläu terungen  zu enthalten .

(2) Gegen den Besi.tzstandsausweis 
und B ew ertungsplan kann von den P ar­
teien  hinsichtlich eigener und frem der 
Grundstücke Berufung erhoben w erden.

(3) Die Behörde kann das A uflegen 
des B esitzstandsausw eises und des Be­
w ertungsplanes mit der A uflage des Zu­
sam m enlegungsplanes (§21) verbinden.

Neubewertung
§ 13

(1) T reten  nach der Erlassung des Be­
sitzstandsausw eises und B ew ertungspla- 
nes, jedoch vor Ü bernahm e der A bfindun­
gen W ertänderungen  ein, so sind die be­
treffenden G rundstücke neu  zu bew erten.

(2) Die Parteien  können innerhalb von 
zwei M onaten nach Ü bernahm e der A b­
findungsgrundstücke A nträge auf N eu­
bew ertung  w egen W ertverm inderungen, 
die vor der Ü bernahm e en tstanden  sind, 
stellen.

(3) Das Ergebnis der N eubew ertung 
ist in  einem  den B esitzstandsausw eis und 
B ew ertungsplan abändernden Bescheid 
zusam m enzufassen. Die Bestimmungen 
des § 12 gelten  h iebei sinngemäß.

Neuordnung
§ 14

(1) G egenstand der N euordnung des 
Zusam m enlegungsgebietes ist die Fest­
legung der gem einsam en M aßnahm en 
und A nlagen, der neuen F lurein teilung 
sow ie der Eigentums- und sonstigen 
R echtsverhältnisse. Die Behörde hat h ie ­
bei eine G esam tlösung in rechtlicher und 
w irtschaftlicher Hinsicht anzustreben und 
un ter Berücksichtigung der örtlichen und 
überörtlichen Raum planung die B edingun­
gen für eine organische und geordnete 
W eiterentw icklung des W irtschaftsrau­
mes sowie der B etriebe zu schaffen. Sie 
h a t auf die Bestim m ungen des § 1 Bedacht 
zu nehm en, die In teressen  der Parteien  
und der A llgem einheit gegenseitig  abzu­
w ägen und neuzeitliche betriebsw irtschaft­
liche E rkenntnisse zu berücksichtigen.

(2) W enn es für die Durchführung des 
Z usam m enlegungsverfahrens erforderlich
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ist, ha t die Behörde auch A ngelegen­
heiten, die in anderen  V orschriften der 
Bodenreform  geregelt sind, in das Zusam- 
m enlegungsverfahren  von Amts w egen 
einzubeziehen und nach M aßgabe der hie- 
für bestehenden  besonderen m ateriell- 
rechtlichen Bestim m ungen die erfo rder­
lichen M aßnahm en in einem  besonderen 
Bescheid oder im Zusam m enlegungsplan 
zu verfügen. Ein besonderer Bescheid 
über die Einleitung eines derartigen  V er­
fahrens oder über die Einbeziehung in das 
Zusam m enlegungsverfahren ist nicht e r­
forderlich,

(3) Grundstücke, die keine land- oder 
forstw irtschaftlichen G rundstücke sind, 
können nur mit Zustim m ung ihrer Eigen­
tüm er der Zusam m enlegung unterzogen 
und H ofstellen nur mit Zustim m ung ihrer 
E igentüm er verleg t w erden.

(4) G rundstücke gemäß Abs. 3 können 
ohne Zustim m ung ihrer Eigentüm er im 
notw endigen  Ausm aß für G renzänderun­
gen und für die H erstellung gem einsam er 
A nlagen in Anspruch genom m en w erden, 
sofern öffentliche In teressen, insbeson­
dere solche des öffentlichen V erkehrs, der 
Energieversorgung und der L andesvertei­
digung, nicht entgegenstehen. Der h ie ­
durch entstehende Flächenverlust ist durch 
Zuteilung einer Ersatzfläche auszuglei­
chen. Ist dies nicht oder nur teilw eise 
möglich, so ist eine G eldentschädigung zu 
gew ähren, deren Höhe nach dem V er­
kehrsw ert zu erm itteln  ist. Ersatzfläche 
und G eldentschädigung tre ten  hinsichtlich 
aller Rechtsbeziehungen zu d ritten  Per­
sonen an die Stelle der in Anspruch ge­
nom m enen Flächen.

Gemeinsame Maßnahmen und Anlagen
§ 15

(1) Im Z usam m enlegungsverfahren sind 
die erforderlichen bodenverbessernden, 
gelände- oder landschaftsgestaltenden 
M aßnahm en, w ie K ultivierungen, Erd­
arbeiten, A ufforstungen u. dgl., durchzu­
führen und die A nlagen zu errichten, die 
zur zw eckm äßigen Erschließung und Be­
w irtschaftung d e r A bfindungsgrunds tücke 
notw endig  sind oder sonst die Zusam m en­
legung fördern  und einer M ehrheit von 
P arte ien  dienen, wie W ege, Brücken, G rä­
ben, Entw ässerungs-, Bew ässerungs- und 
Bodenschutzianlagen. Dabei ist auf m ili­
tärische In teressen  Bedacht zu nehm en.

(2) Der G rund für die gem einsam en 
A nlagen ist von  den P arteien  im V erhä lt­

nis der W erte  ih rer b isherigen  G rund­
stücke aufzubringen, sow eit er bei Ein­
rechnung eines aus einer N euverm essung 
sich ergebenden Flächenunterschiedes, 
durch vorhandene gem einsam e A nlagen 
oder durch B odenw ertänderungen nicht 
gedeckt ist. Parteien, für die sich durch 
die gem einsam en A nlagen kein  oder nur 
ein  geringfügiger V orteil ergibt, sind von 
der G rundaufbringung ganz oder te il­
w eise zu befreien.

(3) W ird die E rw eiterung oder die Er­
richtung einer gem einsam en A nlage erst 
nach der Ü bernahm e der G rundabfindun­
gen notw endig, so muß der h iefür erfor­
derliche Grund gegen angem essene Geld­
entschädigung von den nach der örtlichen 
Lage in Frage kom m enden Parteien nach 
M aßgabe der Bestim m ungen des § 14 
Abs. 4 abgetreten  w erden.

Plan der gemeinsamen Maßnahmen 
und Anlagen, Erhaltungsgemeinschaft

§ 16
(1) Die Behörde hat einen Entwurf des 

Planes der gem einsam en M aßnahm en und 
A nlagen zu erstellen. Sie ha t hiezu den 
Ausschuß der Zusam m enlegungsgem ein­
schaft, jene Gemeinden, in denen die der 
Zusam m enlegung unterzogenen G rund­
stücke liegen, und die Eigentüm er jener 
Anlagen, deren  Ä nderung oder A uflas­
sung beabsichtigt ist, zu hören  und die 
erforderlichen Bewilligungen der für die 
im § 88 Abs. 4 lit. c angeführten  A ngele­
genheiten zuständigen B ehörden einzu­
holen. ü b e r  die Ergebnisse der Planung 
ist ein Bescheid (Plan der gem einsam en 
M aßnahm en und Anlagen) zu erlassen.

(2) Gegen den Plan der gem einsam en 
M aßnahm en und  A nlagen steht nur der 
Zusam m enlegungsgem einschaft und den 
E igentüm ern der für die H erstellung ge­
m einsam er A nlagen in Anspruch genom ­
m enen G rundstücke das Berufungsrecht 
zu.

(3) Die Behörde kann, w enn es für die 
Durchführung des V erfahrens zweckmäßig 
ist, den Plan der gem einsam en M aßnah­
men und A nlagen zur Gänze oder zum 
Teil gem einsam  mit dem B esitzstandsaus­
w eis und B ew ertungsplan (§ 12) oder dem 
Zusam m enlegungsplan (§21) erlassen.

(4) Die Durchführung der gem einsam en 
M aßnahm en sowie die Errichtung der ge­
m einsam en A nlagen und ihre Erhaltung 
bis zur Ü bergabe an die Erhaltungs-
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pflichtigen obliegt der Zusam m enlegungs­
gemeinschaft, die sich h iebei mit Zustim ­
mung der Behörde anderer Personen b e ­
dienen kann. Diese Zustim m ung ist zu 
versagen, w enn dadurch eine erhebliche 
V erzögerung oder un tragbare  V e rte u e ­
rung ein träte.

(5) Die E igentum sverhältnisse an den 
gem einsam en A nlagen sind im Zusam ­
m enlegungsplan zu regeln. Jene  um ge­
stalte ten  oder neu errichteten  Anlagen, 
für die nach den gesetzlichen V orschriften 
öffentlich-rechtliche K örperschaften zu sor­
gen haben, sind diesen K örperschaften ins 
Eigentum  zu übertragen. Die anderen ge­
m einsam en A nlagen sind, sow eit sie nicht 
von der Gemeinde übernom m en w erden, 
den für die Zeit nach der Auflösung der 
Zusam m enlegungsgem einschaft zu b ilden­
den Erhaltungsgem einschaften zuzuteilen.

(6) E rhaltungsgem einschaften gemäß 
Abs. 5 sind aus dem Kreis der für die Er­
haltung der A nlagen in Frage kom m enden 
Personen durch Bescheid der Behörde zu 
bilden und besitzen  Rechtspersönlichkeit.

(7) Jede Erhaltungsgem einschaft muß 
Satzungen haben, die von den M itgliedern 
zu beschließen sind. Die Satzungen haben 
Bestim m ungen zu en thalten  über:
a) den Namen, Sitz und Zweck der E rhal­

tungsgem einschaft,
b) die Rechte und Pflichten der M itglie­

der, insbesondere den Schlüssel für die 
A ufteilung der K osten auf die einzel­
nen  M itglieder, der un ter Bedacht- 
nahm e auf die den einzelnen M itglie­
dern aus dem Bestand der gem ein­
sam en A nlage erw achsenden V orteile 
festzulegen ist, und die Zahl der Stim­
men, die den einzelnen M itgliedern zu­
stehen, wobei auf die K ostenaufteilung 
Rücksicht zu nehm en ist,

c) die Zusam m ensetzung, Bestellung, Be­
schlußfassung und den A ufgaben­
bereich der O rgane der E rhaltungs­
gemeinschaft,

d) die V ertre tung  der E rhaltungsgem ein­
schaft nach außen und die Fertigung 
von Urkunden, durch die rechtliche 
V erpflichtungen der E rhaltungsge­
m einschaft begründet w erden,

e) den Jahresvoranschlag  und die Rech­
nungsprüfung,

f) die Auflösung der E rhaltungsgem ein­
schaft, die Regelung ihrer V erbindlich­
keiten  und die Liquidierung ihres V er­
mögens.

(8) Die Satzungen sind der Behörde 
vorzulegen und von dieser zu genehm i­
gen, w enn sie den gesetzlichen V orschrif­
ten  entsprechen.

(9) Die Auflösung der - E rhaltungs­
gem einschaft bedarf der Genehm igung der 
Behörde. Diese ist zu erteilen, w enn die 
A uflösung den Zusam m enlegungserfolg 
nicht beeinträchtigt.

Beiträge zu den Kosten der gemeinsamen 
Maßnahmen und Anlagen

§ 17
(1) Die Kosten für die Durchführung

der gem einsam en M aßnahm en und die Er­
richtung der gem einsam en A nlagen sowie 
die G eldentschädigungen gem äß § 15
Abs. 3 sind, sofern nicht anderes v ere in ­
bart wird, von den Parteien  nach dem im 
§ 15 Abs. 2 festgelegten Beitragsschlüssel 
zu tragen.

(2) Den E igentüm ern von Grundstük- 
ken, die der Zusam m enlegung nicht u n te r­
zogen sind, ist, sofern sie aus den gem ein­
sam en M aßnahm en oder A nlagen einen 
V orteil ziehen, von der Behörde mit Be­
scheid ein diesem  V orteil entsprechender 
Beitrag zu den H erstellungs- und Erhal­
tungskosten  aufzuerlegen. Diese B eitrags­
verpflichtung hafte t als G rundlast auf den 
von der Behörde bestim m ten G rundstük- 
ken,

Maßnahmen
im allgemeinen öffentlichen Interesse

§ 18
(1) Die G ebietskörperschaften und Un­

ternehm en, zu deren G unsten ein Enteig­
nungsrecht für M aßnahm en im allgem ei­
nen öffentlichen Interesse (§ 1 Abs. 2 lit.b) 
besteht, haben  die für die Durchführung 
der M aßnahm en erforderlichen G rundflä­
chen in das Zusam m enlegungsverfahren 
einzubringen. Sollten diese Flächen ihrer 
Beschaffenheit oder Lage nach nicht ge­
eignet sein, für die öffentlichen M aßnah­
men verw endet zu w erden, so m üssen sie 
w enigstens als G rundabfindungen geeig ­
net sein. Grundflächen, die außerhalb des 
Zusam m enlegungsgebietes liegen, können 
für diese Zwecke nur eingebracht w erden, 
w enn die V oraussetzungen für eine nach­
trägliche Einbeziehung (§ 4) vorliegen.

(2) Beündet sich im Zusam m enlegungs­
gebiet kein  oder zu w enig Grund im 
Eigentum  der im Abs. 1 bezeichneten G e­
b ietskörperschaften  und U nternehm en und
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können sie den Grund auch nicht e rw er­
ben, so können  auf ihr Begehren diese 
Grundflächen zur Gänze oder zum Teil im 
V erfahren aufgebracht w erden. Diesem 
Begehren darf nur entsprochen w erden, 
w enn hiedurch die G esetzm äßigkeit der 
A bfindungen nicht beeinträchtigt wird. Die 
G ebietskörperschaften und U nternehm en 
haben der Zusam m enlegungsgem einschaft, 
w enn nicht anderes vere inbart wird, für 
den bere itgeste llten  Grund jenen  Betrag 
zu bezahlen, den sie im Falle der Enteig­
nung als Entschädigung zu leisten  hätten.

(3) Die im Abs. 1 bezeichneten G ebiets­
körperschaffen und U nternehm en haben 
jene Kosten der Zusam m enlegung zu tra ­
gen, die notw endig sind, um die durch die 
M aßnahm en im allgem einen öffentlichen 
In teresse drohenden oder verursachten 
Nachteile abzuw enden, zu m ildern oder 
zu beheben.

Abfindungsanspruch, 
Gesetzmäßigkeit der Abfindung

§ 19
(1) Jede  Partei hat Anspruch un ter A n­

rechnung der G rundaufbringung gemäß 
§§ 15 Abs. 2 und 18 Abs. 2 mit dem W ert 
ih rer in das V erfahren einbezogenen 
G rundstücke in Grund und Boden abge­
funden zu w erden. M iteigentüm ern steht 
ein gem einsam er Abfindungsanspruch zu.

(2) Mit Zustimmung der Partei kann 
der Abfindungsanspruch ganz oder te il­
w eise durch eine Geldabfindung abgegol­
ten  w erden, sofern die Personen, denen 
an den Grundstücken, für die eine Geld­
abfindung gew ährt w erden soll, Rechte 
aus persönlichen D ienstbarkeiten, Aus- 
gedings-, verbücherte V orkaufs- oder 
W iederkaufsrechte zustehen, gleichfalls 
dam it e inverstanden  sind.

(3) Der gemäß Abs. 2 anfallende Grund 
kann  für gem einsam e A nlagen oder M aß­
nahm en im allgem einen öffentlichen In te r­
esse verw endet w erden, Er kann w eiters 
für G rundzuteilungen gegen G eldleistung 
herangezogen w erden, w enn dadurch eine 
V erbesserung der A grarstruk tu r e in tritt 
und die beteilten  Personen zustimmen.

(4) Die Z ustim m ungserklärungen ge­
mäß Abs. 2 und 3 m üssen sich auch auf die 
Höhe der G eldabfindungen und G eldlei­
stungen beziehen und sind in einer N ie­
derschrift festzuhalten.

(5) Für die Bemessung der G rundabfin­
dung und Erm ittlung der Geldausgleichung 
(Abs. 6) ist der Abfindungsanspruch um 
die gemäß Abs. 2 und 3 festgelegten  W erte 
zu verk le inern  oder zu vergrößern.

(6) Der Unterschied zwischen dem e r­
m ittelten  Abfindungsanspruch (Abs. 1 und 
5) und dem W ert der Grundabfindung darf 
nicht m ehr als 5 v. H. des W ertes des A b­
findungsanspruches betragen  und ist in 
Geld auszugleichen. A ußerdem  können 
W ertänderungen  gemäß § 13 in Geld aus­
geglichen w erden.

(7) Soweit es mit den Zielen der Zu­
sam m enlegung bei A bw ägung der In te r­
essen aller Parteien un tere inander vere in ­
bar ist, haben die G rundabfindungen aus 
Grundflächen zu bestehen, die möglichst 
groß, günstig geform t sowie ausreichend 
erschlossen sind und bei ordnungsgem ä­
ßer Bewirtschaftung ohne erhebliche Ä n­
derung der A rt und Einrichtung des Be­
triebes einen größeren oder zum indest 
gleichen Betriebserfolg erw arten  lassen 
wie die alten Grundstücke. G rundabfin­
dungen, die eine vollständige Um stellung 
des W irtschaftsbetriebes zur Folge hätten, 
dürfen nur mit Zustim m ung der Partei zu­
geteilt w erden. W enn es unverm eidbar 
ist, daß ein A bfindungsgrundstück eine 
die Bew irtschaftung erschw erende Form 
erhält, ist dies durch einen entsprechenden 
W ertabschlag zu berücksichtigen.

(8) Dem b isherigen  Eigentüm er sind 
folgende Grundstücke, sofern sie nicht 
durch gleichw ertige ersetzt w erden kön­
nen, w ieder zuzuweisen:
a) G rundstücke mit besonderem  W ert

( §  20) ,

b) Grundstücke, die erheblichen G efah­
ren, wie M urbrüchen, Überschwem ­
m ungen u. dgl., ausgesetzt sind,

c) Grundstücke, die anderen Zwecken als 
der land- oder forstw irtschaftlichen 
N utzung dienen,

d) W aldgrundstücke, ausgenom m en sol­
che, die ein Ausmaß von 10 a oder 
w eniger besitzen  und nicht mit ande­
ren  W aldgrundstücken Zusam m enhän­
gen.

(9) Ergibt sich nach Abdeckung der 
Abfindungsansprüche ein Überschuß an 
Grundflächen, so ist dieser nach A nhörung 
des Ausschusses der Zusam m enlegungs­
gem einschaft im Sinne des Abs. 3 zu v e r­
wenden.
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Grundstücke mit besonderem Wert

§ 20
G rundstücke m it besonderem  W ert 

sind solche land- oder forstw irtschaftliche 
Grundstücke oder Teile von solchen, die 
infolge ihrer V erw endung für Spezialkul- 
tu ren  oder für andere Zwecke als der 
Erzeugung von Pflanzen einen besonderen 
W ert haben.

Hiezu gehören insbesondere
a) verbau te  G rundstücke und G rund­

stücke, deren  V erbauung von der Bau­
behörde bew illig t w orden ist,

b) Grundflächen, die laut Flächenw id­
m ungsplan der V erbauung gew idm et 
sind,

c) an W ohn- und W irtschaftsgebäude an­
schließende H ausgärten,

d) mit M auerw erk oder Zäunen mit 
gem auertem  Fundam ent eingefriedete 
Gärten,

e) dem G arten- oder O bstbau dauernd 
gew idm ete Grundflächen,

f) der Gewinnung von Steinen, Sand, 
Schotter, Ton, Lehm, Torf oder ähn­
lichem gew idm ete Grundflächen,

Zusammenlegungsplan

§ 21
(1) ü b e r  das Ergebnis der Zusam m en­

legung ist ein Bescheid (Zusammen­
legungsplan) zu erlassen.

(2) Der Zusam m enlegungsplan besteh t 
aus
a) der H aupturkunde; diese ha t eine D ar­

stellung des V erfahrensganges und 
der w irtschaftlichen und technischen, 
zur N euordnung gehörenden V erhä lt­
nisse sowie allfällige V erfügungen im 
Sinne der §§ 14 Abs. 2, 16 Abs. 5, 23 
Abs. 3, 24 Abs. 1 und 25 Abs. 1 zu en t­
halten;

b) der Abfindungsberechnung; diese hat 
insbesondere zu en thalten
1. die nach Eigentüm ern (Betrieben) 

geordneten  W ertsum m en (Punkte) 
der in die Zusam m enlegung einbe­
zogenen Grundstücke,

2. allfällige Ä nderungen der Abfin­
dungsansprüche, die sich aus den 
im V erfahren vor der Behörde a b ­
gegebenen Erklärungen oder mit

ih rer G enehm igung abgeschlosse­
nen  V ereinbarungen ergeben,

3. den Schlüssel, nach dem die Par­
teien  den G rund für die gem ein­
sam en A nlagen (§ 15 Abs. 2) und 
für M aßnahm en im allgem einen 
öffentlichen In teresse (§ 18 Abs. 2) 
aufzubringen haben und die en t­
sprechenden Punkteabzüge,

4. den Abfindungsanspruch,
5. allfällige Geldausgleiche (§§ 11

Abs. 6 und 19 Abs. 6), G eldabfin­
dungen oder G eldleistungen (§ 19 
Abs. 2 und 3) und G eldentschädi­
gungen (§§ 14 Abs. 4 und 15 Abs. 3),

6. den Schlüssel für die Um legung der 
von der Zusam m enlegungsgem ein­
schaft zu tragenden  Lasten auf ihre 
M itglieder (§ 8 Abs. 2); d ieser ist in 
sinngem äßer A nw endung d er B e­
stim m ung des § 15 Abs. 2 zu erm it­
teln;

c) einer planlichen D arstellung der neuen 
F lureinteilung,

d) einer nach E igentüm ern geordneten  
Zusam m enstellung der neuen G rund­
stücke un ter A nführung ih rer Bezeich­
nungen, Ausm aße und V ergleichsw erte 
sowie der auf die einzelnen W ertk las­
sen entfallenden Teilflächen (Abfin­
dungsausw eis).
(3) W enn der B esitzstandsausw eis und 

B ew ertungsplan vor dem Zusam m en­
legungsplan erlassen w urde, ist er dem 
Zusam m enlegungsplan als Behelf anzu­
schließen. Dasselbe gilt hinsichtlich des 
Planes der gem einsam en M aßnahm en und 
A nlagen, w enn dieser zur Gänze oder 
zum Teil vor dem Zusam m enlegungsplan 
erlassen  w urde.

Vorläufige Übernahme

§ 22

(1) W enn es die zweckmäßige Bew irt­
schaftung des Zusam m enlegungsgebietes 
erfordert, hat die Behörde schon vor der 
Erlassung des Zusam m enlegungsplanes 
unbeschadet des Berufungsrechtes gegen 
denselben
a) die vorläufige Übernahm e der Abfin­

dungsgrundstücke sowie
b) die A uszahlung vorläufiger Geldabfin­

dungen, G eldentschädigungen und 
G eldausgleiche

anzuordnen. Die vorläufige Übernahm e
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kann  auf Teile des Zusam m enlegungs­
gebietes beschränkt w erden.

(2) V or A nordnung der vorläufigen 
Ü bernahm e nach Abs. 1 lit. a ist der A us­
schuß der Zusam m enlegungsgem einschait 
zu hören. Auf V erlangen einer Partei ist 
die Lage der A bfindungsgrundstücke an 
H and eines Planes oder durch V orw eisung 
der G renzpunkte in der N atu r zu erläu ­
tern.

(3) M it der A nordnung der vorläufigen 
Ü bernahm e geht das Eigentum  an den A b­
findungsgrundstücken auf die Ü berneh­
mer un ter der Bedingung über, daß es mit 
E intritt der Rechtskraft eines Bescheides 
erlischt, der diese G rundstücke einer an­
deren Partei zuweist. Im Falle des Ein­
trittes der Bedingung ha t der weichende 
Eigentüm er für seine A ufw endungen ge­
genüber dem Ü bernehm er die Rechtsstel­
lung eines redlichen Besitzers (§§ 331 und 
332 ABGB.).

(4) Die Übernahm e der Abfindungs­
grundstücke ist, sofern keine V erein­
barung  zwischen dem Ü bernehm er und 
dem bisherigen Eigentüm er des Abfin­
dungsgrundstückes zustande kommt, mit 
Rücksicht auf die klim atischen V erhält­
nisse und ortsüblichen A rbeitsbedingun­
gen so festzulegen, daß die bestm ögliche 
Bewirtschaftung der A bfindungsgrund­
stücke gew ährleiste t ist.

(5) Gegen A nordnungen gem äß Abs. 1 
ist eine Berufung nicht zulässig.

Rechtsbeziehungen zu dritten Personen,
Teilabfindungen, Geldabfindungen

§ 23
(1) Das Eigentum  an den Abfindungs­

grundstücken geht, sofern eine vorläufige 
Ü bernahm e nicht angeordnet w urde, mit 
Rechtskraft des Zusam m enlegungsplanes 
auf die Ü bernehm er über.

(2) Die Grund- und G eldabfindungen 
sowie die Geldausgleiche tre ten  hinsicht­
lich aller Rechtsbeziehungen zu dritten  
Personen an die Stelle der alten  G rund­
stücke, sow eit nicht anderes gesetzlich 
bestim m t oder m it d iesen dritten  Perso­
nen v ere inbart ist.

(3) Für verschieden belaste te  alte 
Grundstücke desselben Eigentüm ers hat 
die Behörde, sow eit dies zur W ahrung 
der Rechte d ritte r Personen erforderlich 
ist, an  deren  Stelle tre tende Teilabfin­
dungen festzustellen.

(4) Geldabfindungen sind über A nord­
nung der Behörde von der Zusam m en­
legungsgem einschaft auszuzahlen, w enn 
die aus den öffentlichen Büchern ersicht­
lichen Rechte d ritte r Personen unbestrit­
ten  sind und die Buchberechtigten zustim ­
men. A ndernfalls ist die Geldabfindung 
von der Zusam m enlegungsgem einschaft 
über A nordnung der Behörde bei dem 
nach der Lage des G rundstückes zustän­
digen Bezirksgericht zu erlegen, das den 
erleg ten  Betrag in sinngem äßer A nw en­
dung der Bestim m ungen der Exekutions­
ordnung über die V erteilung des bei einer 
Zw angsversteigerung erzielten M eistbotes 
zu verte ilen  hat.

(5) Eine Partei, die gemäß § 19 Abs. 2 
für G rundstücke in Geld abgefunden wird, 
darf diese nach A bgabe der Zustim m ungs­
erklärung nicht m ehr veräußern  und be­
lasten. Die A uszahlung einer G eldabfin­
dung kann auch schon vor der vorläufi­
gen Ü bernahm e der G rundabfindungen e r­
folgen, w enn die Partei der Einverleibung 
eines V eräußerungs- und B elastungsver­
botes zugunsten der Zusam m enlegungs­
gem einschaft zustimmt.

Grunddienstbarkeiten, Reallasten, 
Baurechte und sonstige Belastungen

§ 24
(1) G runddienstbarkeiten  und Real­

lasten, die sich auf einen der im § 480 
ABGB. genannten  Titel gründen, erlöschen 
mit A usnahm e der A usgedinge ohne Ent­
schädigung. Sie sind jedoch von der Be­
hörde ausdrücklich aufrecht zu halten  
oder neu zu begründen, w enn sie im 
öffentlichen In teresse oder aus w irtschaft­
lichen G ründen notw endig sind.

(2) Baurechte gehen auf die Abfin­
dungsgrundstücke über, die nach ihrer 
Lage den alten  G rundstücken entsprechen, 
an denen sie bestellt w urden.

(3) A ndere als die in den Abs. 1 und 2 
genannten  B elastungen bleiben aufrecht.

(4) Die M itgliedschaft an  einer Real­
gem einschaft (W assergenossenschaft, Brin­
gungsgem einschaft u. dgl.) geht auf die 
E igentüm er jener Abfindungsgrundstücke 
über, die nach ihrer Lage den alten G rund­
stücken entsprechen.

Pacht- und M ietverhältnisse
§ 25

(1) Bei Pachtverhältnissen hat die Be­
hörde m angels einer bestehenden  V erein-
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barung auf A ntrag  des Pächters oder des 
V erpächters im Hinblick auf die am b is­
herigen Pachtgrundstück bestehenden  N ut­
zungen mit Bescheid festzustellen, welche 
A bfindungsgrundstücke an die Stelle der 
b isherigen Pachtgrundstücke treten.

(2) Gegen einen solchen Bescheid ist 
keine Berufung zulässig. Der Pächter 
kann  jedoch innerhalb der Frist von drei 
M onaten nach Zustellung des Bescheides 
das Pachtverhältnis kündigen. Das Pacht­
verhältn is endet in diesem  Fall, w enn 
nicht anderes vere inbart wird, mit dem 
laufenden Pachtjahr, jedoch frühestens 
drei M onate nach Kündigung. Ein A n­
spruch auf Entschädigung aus dem Grunde 
der Kündigung steh t w eder dem Pächter 
noch dem V erpächter zu.

(3) Hinsichtlich der im § 1103 ABGB. 
erw ähnten  V erträge gelten dieselben Be­
stim m ungen.

(4) Hinsichtlich der M ietverhältn isse 
gelten dieselben Bestim m ungen m it der 
Ä nderung, daß die Frist für die Einbrin­
gung der K ündigung nur einen M onat be­
trägt, anstelle  des Pachtjahres der gem äß 
§1115 ABGB. für die stillschw eigende Er­
neuerung des betreffenden M ietvertrages 
m aßgebende Zeitraum  tritt und daß als 
m indeste restliche M ietdauer ein M onat 
anzunehm en ist.

Durchführung der Zusammenlegung
§ 26

(1) Nach Rechtskraft des Zusam m en­
legungsplanes hat die Behörde, sofern 
dies noch nicht geschehen ist, die Durch­
führung der gem einsam en M aßnahm en, 
die Errichtung der gem einsam en Anlagen, 
die Ü bernahm e der Grundabfindungen, 
die A uszahlung der Geldabfindungen, 
G eldentschädigungen und G eldausgleiche 
anzuordnen, alle A rbeiten  einschließlich 
der V erm arkung der G rundabfindungen 
zu vollenden und die Richtigstellung des 
Grundbuches sowie des G rundsteuer- oder 
G renzkatasters zu veranlassen.

(2) W er durch N ichterfüllung der V er­
fügungen, die von der Behörde behufs 
Ü berganges aus den bestehenden V erhält­
nissen in die neue G estaltung des G rund­
besitzes getroffen wurden, im Bezüge der 
N utzungen von den ihm zugew iesenen 
G rundabfindungen oder anderw eitig  v e r­
kürzt w urde, kann binnen zwei M onaten 
nach der Ü bernahm e von dem früheren 
Eigentüm er dieser G rundstücke eine V er­
gütung in Geld begehren.

Abschluß des Verfahrens
§ 27

Nach Durchführung der Zusam m en­
legung einschließlich der Richtigstellung 
oder N euanlegung des Grundbuches ist 
das Zusam m enlegungsverfahren m it V er­
ordnung abzuschließen.

2. Abschnitt 
Flurbereinigung

Voraussetzungen
§ 28 ,

(1) A nstelle eines Zusam m enlegungs­
verfahrens kann ein F lurberein igungsver­
fahren durchgeführt w erden, w enn da­
durch
a) die Besitz-, Benützungs- oder Bew irt­

schaftungsverhältnisse in einem  k le i­
neren  G ebiet oder bei einer k leineren  
A nzahl land- oder forstw irtschaftlicher 
Betriebe oder lediglich durch einzelne 
M aßnahm en verbessert oder neu ge­
sta lte t w erden oder

b) eine zweckmäßige Zwischenlösung bis 
zur späteren  Durchführung eines Zu­
sam m enlegungsverfahrens erreicht 
wird.
(2) Ein F lurberein igungsverfahren kann 

w eiters durchgeführt w erden, um M aß­
nahm en, die auf Grund anderer gesetz­
licher V orschriften der Bodenreform  oder 
im allgem einen öffentlichen In teresse ge­
troffen w erden, vorzubereiten, zu u n te r­
stützen oder deren nachteiligen Folgen zu 
beseitigen.

Sinngemäßige Anwendung 
von Bestimmungen des 1. Abschnittes

§ 29
(1) Im Flurberein igungsverfahren sind 

die Bestim m ungen für d ie Zusam m en­
legung mit nachstehenden Ä nderungen 
sinngem äß anzuw enden:
a) Das F lurberein igungsverfahren ist von 

Amts w egen mit Bescheid einzuleiten 
und abzuschließen.

b) Im Einleitungsbescheid sind die G rund­
stücke oder G rundbuchskörper, die der 
F lurbereinigung unterzogen werden, zu 
bezeichnen.

c) Gegen die Einleitung des F lurberein i­
gungsverfahrens sowie gegen die nach­
trägliche Einbeziehung und Ausschei-
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düng von  G rundstücken oder G rund­
buchskörpern ist eine abgesonderte 
Berufung nicht zulässig.

d) Die F lurbereinigungsgem einscbaft w ird 
mit Bescheid gegründet und aufgelöst.

e) Dem F lurberein igungsverfahren kann 
ein von den G rundeigentüm ern v o r­
b ere ite te r und vere inbarter Plan zu­
grunde gelegt werden,

f) ü b e r  das Ergebnis der Flurbereinigung 
ist ein Bescheid (Flurbereinigungsplan) 
zu erlassen.

Flurbereinigungsverträge 
und -Übereinkommen

§ 30
(1) Dem Flurberein igungsverfahren 

sind V erträge, die von den P arteien  in 
verbücherungsfähiger Form abgeschlos­
sen w urden  (Flurbereinigungsverträge), 
oder Parteiübereinkom m en, die von der 
Behörde in einer N iederschrift beu rkun­
det w erden (Flurbereinigungsübereinkom ­
men), zugrunde zu legen, w enn die Be­
hörde bescheidm äßig feststellt, daß sie zur 
Durchführung der F lurbereinigung erfor­
derlich sind. In einem  solchen Falle kann 
von der Erlassung der im F lurberein i­
gungsverfahren sonst vorgesehenen  Be­
scheide A bstand genom m en w erden. Die 
Vorschriften, wonach die G ültigkeit eines 
V ertrages durch die Aufnahm e eines 
N otaria tsak tes bedingt ist, b leiben unbe­
rührt.

(2) Der Bescheid gemäß Abs. 1 ist nach 
Rechtskraft dem für die Erhebung der 
G runderw erbsteuer zuständigen F inanz­
amt m itzuteilen. Die Behörde hat von 
Amts w egen die Durchführung der F lur­
berein igungsübereinkom m en im G rund­
buch zu veranlassen.

(3) Die F lurberein igungsübereinkom ­
m en bedürfen keiner auf Landesgesetz 
beruhenden  Genehmigung.

(4) Bescheide gemäß Abs. 1, die den
Bestim m ungen des § 1 w idersprechen,
sind nichtig (§ 68 Abs. 4 lit. d AVG. 1950)."

2. Im § 36 Abs. 2 ha t der zw eite Satz zu lau ­
ten:

„Sie sind K örperschaften öffentlichen 
Rechts."

3. Im § 50 Abs. 3 ist die Z itierung „§ 18, 
Pkt. 12" durch die Z itierung „§ 19 Abs. 6" 
zu ersetzen.

4. Im § 51 Abs. 1 haben die ersten  drei Sätze 
zu lauten:

„Die G rundstücke sind gemäß § 11 
Abs. 1 bis 3 zu bew erten , ü b e r  das Ergeb­
nis ist ein B esitzstandsausw eis und Be­
w ertungsplan  in sinngem äßer A nw endung 
des § 12 zu erlassen. Von den im § 11 
Abs. 4 erw ähnten V erhältn issen  und Ge­
genständen haben die un te r lit. a ange­
führten außer Anschlag zu b leiben und 
sind auch nicht in Geld auszugleichen."

5. Im ersten  Satz des § 52 ha t die Z itierung 
„(§ 90)" zu entfallen. Im zw eiten Satz des­
selben ist die Z itierung „§§ 21 bis 23" 
durch die Z itierung „§§ 15 bis 17" zu er­
setzen.

6. In der Überschrift vor § 54 sind die W orte 
„A ußerkraftsetzung des H auptteilungs­
planes" durch die W orte „Einstellung des 
H auptteilungsverfahrens" zu ersetzen.

7. Im § 54 Abs. 1 ist die Z itierung „§ 27" 
durch die Z itierung „§ 22" zu ersetzen. 
Die W orte „gemäß § 91" und die Z itie­
rung „(§ 83, Abs. (3))" in derselben Be­
stim m ung haben zu entfallen.

8. Der § 54 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Hinsichtlich der nachträglichen 

W ertverm inderungen  und der N ichterfül­
lung der von der Behörde für den Ü ber­
gang in die neuen V erhältn isse getroffe­
nen V erfügungen sind die Bestimmungen 
der §§ 13 und 26 Abs. 2 sinngem äß anzu­
w enden."

9. Dem § 54 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
„(3) Kommen im Laufe des V erfahrens 

U m stände hervor oder tre ten  U m stände 
ein, welche die Erreichung der Ziele des 
H auptteilungsverfahrens verhindern , so 
hat die Behörde das V erfahren  von Amts 
w egen mit Bescheid einzustellen."

10. Im § 56 ist die Z itierung „§ 93, Abs. (3)," 
durch die Z itierung „§ 93" zu ersetzen. 
Ferner haben die W orte „Die Bestim m un­
gen des § 10 sind sinngem äß anzuw en­
den;" zu entfallen.

11. Der § 59 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Besteht bezüglich der richtigen 

und vollständigen  Erm ittlung der Parteien  
ein Zweifel, so ist die Liste der Parteien  
als Bescheid zu erlassen."

12. Der § 59 Abs. 3 hat zu entfallen.
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13. Im dritten  Satz des § 62 ist die Z itierung 
„§ 14, Abs. (1) bis (3)" durch die Z itierung 
„§ 11 Abs. 1 bis 3“ zu ersetzen.

14. Der § 64 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Besteht bezüglich der richtigen 

und vollständigen Erm ittlung der A nteils­
rechte ein Zweifel, so ist das Verzeichnis 
der A nteilsrechte als Bescheid zu erlas­
sen."

15. Im § 64 haben die Abs. 3 und 4 zu en tfal­
len.

16. Im § 66 Abs. 1 ist die Z itierung „§ 14, 
Abs. (4) a), b) und f)," durch die Z itierung 
„§ 11 Abs. 4 lit. a und f" zu ersetzen.

17. Im § 66 Abs. 2 sind die Z itierung „§ 14, 
Abs. (4) c)," durch die Z itierung „§ 11 
Abs. 4 lit. d" und die Z itierung „lit. d )" 
durch die Z itierung „lit. c" zu ersetzen.

18. Der § 66 Abs. 3 hat zu entfallen.

19. Im § 69 Abs. 1 haben  die W orte  „§ 50, 
Abs. (3) und" zu entfallen.

20. Im § 69 Abs. 3 haben in der lit. a die 
W orte  „soferne eine solche Liste aufgelegt 
w urde;" und in der lit. d die W orte „§ 52 
bzw." zu entfallen.

21. Der § 70 hat zu entfallen.

22. Im § 72 ist die Z itierung „§ 54, Abs. (2)," 
durch die Z itierung „§ 54 Abs. 2 und 3" zu 
ersetzen.

23. Im § 73 Abs. 2 ist die Z itierung „§ 18,
Abs. (12)" durch die Z itierung „§ 19
Abs. 6" zu ersetzen.

24. Der § 78 Abs. 4 hat zu entfallen.

25. Der § 83 und die Überschrift vor diesem  
haben zu lauten:

„Abschluß des Regulierungsverfahrens
§ 83

Nach Eintritt der Rechtskraft des Regu­
lierungsplanes ist das V erfahren in sinn­
gem äßer A nw endung der Bestimmung des 
§ 54 Abs. 1 zu Ende zu führen."

26. Der § 84 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Auf einen solchen Plan sind die 

Bestimmungen der §§ 53, 69 und 76 sinn­
gemäß anzuw enden. Entspricht der v o r­

gelegte Plan nicht den gesetzlichen Be­
stim m ungen, so hat die Behörde den P ar­
te ien  die V orlage eines verbesserten  P la­
nes aufzutragen."

27. Im § 87 Abs. 1 ist nach dem W ort „Zu­
sam m enlegungen," das W ort „Flurberei­
nigungen," einzufügen.

28. Der § 87 Abs. 2 ha t zu lauten:
„(2) U nter ,A grarbehörde' oder ,Be­

hörde' sind die auf Grund des A grar­
behördengesetzes 1950, BGBl. Nr. 1/1951, 
und des G esetzes über die Einrichtung 
einer A grarbezirksbehörde für das Land 
V orarlberg, LGBl. Nr. 1/1949, eingerichte­
ten  Behörden zu verstehen."

29. In der Ü berschrift vor § 88 ist nach dem 
W ort „Zusammenlegungs-," das W ort 
„Flurbereinigungs-," einzufügen.

30. Im § 88 Abs. 1 ist nach dem W ort „Zusam­
m enlegungs-," das W ort „Flurbereini­
gungs-," und nach dem  W ort „Zusammen­
legung," das W ort „Flurbereinigung," e in­
zufügen.

31. Im § 88 Abs. 4 hat die lit. c zu lauten:
,,c) die A ngelegenheiten  des Baurechts, 

der Eisenbahnen, der Bundes-, Landes-, 
Gemeinde-, Genossenschafts- und öffent­
lichen P rivatstraßen, der Schiffahrt, der 
Luftfahrt und des Bergbaues,".

32. Im § 88 Abs. 5 ist nach dem W ort „Zusam­
m enlegungs-," das W ort „Flurbereini­
gungs-," einzufügen.

33. In der Überschrift vor § 89 ist nach dem 
W ort „Zusammenlegungs-," das W ort 
„Flurbereinigungs-," einzufügen.

34. Der § 89 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die A grarbehörden entscheiden 

auch über A nträge, die auf Grund der 
§§ 13 Abs. 2, 26 Abs. 2, 54 Abs. 2 und 72 
nach Abschluß des Zusammenlegungs-, 
Flurbereinigungs- oder Teilungsverfah- 
rens gestellt werden."

35. Der § 90 und die Überschrift vor diesem 
haben zu lauten:

„Eigener Wirkungsbereich 
der Gemeinde

§ 90
Die in diesem  Gesetz geregelten  A uf­

gaben der Gem einde sind solche des eige­
nen W irkungsbereiches."

92



9. Beilage im Jahre 1971 des XXI. Vorarlberger Landtages

36. Die §§ 91 und 92 haben  zu entfallen.

37. Die §§ 93 bis 96 und die Ü berschriften vor 
diesen haben zu lauten:

„Kundmachung von Verordnungen 
und Bescheiden

§ 93
(1) Die V erordnungen über die Einlei­

tung, den Abschluß und die Einstellung 
eines Zusam m enlegungsverfahrens, über 
die G ründung und A uflösung einer 
Zusam m enlegungsgem einschaft sow ie der 
E intritt der Rechtskraft der Bescheide über 
die Einleitung und den Abschluß von Flui- 
bereinigungs-, Teilungs- und Regulie­
rungsverfahren  und über die nachträg­
liche Einbeziehung und A usscheidung von 
Grundstücken sind im A m tsblatt für das 
Land V orarlberg  zu verlau tbaren , in den 
am V erfahren beteilig ten  Gem einden o rts­
üblich kundzum achen und den zuständi­
gen G rundbuchsgerichten, B ezirksverw al­
tungsbehörden und V erm essungsäm tern 
sowie der K atasterd ienstste lle  für ag ra­
rische O perationen  m itzuteilen.

(2) W enn in den V erordnungen gemäß 
Abs. 1 nicht anderes bestim m t ist, tre ten  
sie nach A blauf des Tages in Kraft, an 
dem die Num m er des A m tsblattes, welche 
die V orschrift enthält, herausgegeben 
w orden ist.

Parteistellung
§ 94

Den an einem  Zusam m enlegungs-, Flur- 
bereinigungs-, Teilungs- oder R egulie­
rungsverfahren  Beteiligten, welche nicht 
gemäß §§ 7, 41 Abs. 2, 43 Abs. 2 und 46 
Abs. 1 Partei sind, kom m t Parteistellung 
nur insow eit zu, als ihnen nach diesem  
Gesetz besondere Rechte eingeräum t oder 
Pflichten auferlegt sind.

Widerruf von Anträgen 
und Parteierklärungen,

Bindung der Rechtsnachfolger
§ 95

(1) A nträge auf F eststellungen gemäß 
§ 30 Abs. 1 auf Einleitung eines Teilungs­
oder R egulierungsverfahrens, ferner die 
im Laufe eines V erfahrens vor der Be­
hörde abgegebenen E rklärungen und die 
mit Genehm igung der Behörde abgeschlos­
senen Vergleiche bedürfen  keiner G eneh­
m igung durch V erw altungs- oder Pfleg­
schaftsbehörden. Sie dürfen nur m it Zu­

stimmung der Behörde w iderrufen  w er­
den. Die Zustim m ung ist zu versagen, 
w enn durch den W iderruf eine erhebliche 
Störung des V erfahrens zu besorgen w äre, 
w ie insbesondere dann, w enn auf Grund 
dieser E rklärungen bereits w irtschaftliche 
M aßnahm en oder Rechtshandlungen g e­
setzt w urden oder Bescheide ergangen 
sind.

(2) Die w ährend des V erfahrens durch 
Bescheide oder durch vor der Behörde 
abgegebene Erklärungen der Parteien  
geschaffene Rechtslage ist auch für die 
Rechtsnachfolger bindend.

(3) Im Falle eines Eigentumswechsels 
tritt der Erw erber des G rundstückes in das 
V erfahren in der Lage ein, in der es sich 
befindet.

Gegenüberstellung
§ 96

(1) Zur Ermöglichung des V erkehrs mit 
A bfindungsgrundstücken vor der Richtig­
stellung oder N euanlegung des G rund­
buches hat die Behörde der Partei auf A n­
trag  bekanntzugeben, welche dem V erfah­
ren  unterzogenen alten  G rundstücke den 
A bfindungsgrundstücken entsprechen, die 
G egenstand des beabsichtigten Rechts­
geschäftes sind (Gegenüberstellung).

(2) In den über solche A bfindungs­
grundstücke errichteten  rechtsgeschäft­
lichen U rkunden sind bei sonstiger Un­
vere inbarkeit mit dem V erfahren  (§ 103) 
auch die diesen entsprechenden alten  
Grundstücke anzuführen."

38. Der § 97 hat zu entfallen.

39. Der § 99 und die Ü berschrift vor diesem  
haben zu lauten:

„Vermessung
§ 99

(1) Eine V erm essung der A ltgrund­
stücke ist nur insow eit durchzuführen, als 
es für die Entscheidung nach § 10 Abs. 2 
erforderlich ist.

(2) Eine V erm essung der Umfangs­
grenzen des O perationsgebietes, der in­
nerhalb des G ebietes liegenden, vo rau s­
sichtlich unverändert bleibenden Linien 
und des neuen W ege- und G rabennetzes 
als G rundlage für die neue F lureinteilung 
(Gerippe-N euverm essung) ist durchzufüh­
ren, w enn die vorhandenen  K atastral- 
m appen nicht auf Grund eines num eri-
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sehen A ufnahm everfahrens e rste llt w ur­
den und ihre N euanlegung w irtschaft­
licher ist als ihre Richtigstellung."

40. Der § 101 und die Ü berschrift vor diesem 
haben zu lauten:

„Bücherliche Eintragungen 
während des Agrarverfahrens

§ 101
(1) Vom Einlangen der M itteilung über 

die Einleitung des V erfahrens bis zur 
R ichtigstellung oder N euanlegung des 
Grundbuches darf in den G rundbuchsein­
lagen über die das Zusam m enlegungs-, 
F lurbereinigungs-, Teilungs- oder Regu­
lierungsgebiet b ildenden G rundbuchskör­
per keine E intragung vorgenom m en w e r­
den, die mit dem V erfahren unvereinbar 
ist.

(2) Das G rundbuchsgericht hat alle 
w ährend dieses Zeitraum es einlangenden 
sowie die schon vorher eingelangten  aber 
noch nicht erledigten  Grundbuchsgesuche 
sam t allen Beilagen mit dem Entwurf des 
zu erlassenden Grundbuchsbescheides der 
Behörde zu überm itteln.

(3) Ausgenom m en hievon sind G rund­
buchsstücke, die vom Gericht aus einem, 
privatrechtlichen Grund abweislich erle­
digt w erden."

41. Der § 102 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Das G rundbuchsgericht ha t die 

Einleitung des V erfahrens un ter Bezug­
nahm e auf die M itteilung der Behörde 
(§ 101) bei den betreffenden G rundbuchs­
einlagen anzum erken. Die A nm erkung hat 
die W irkung, daß jederm ann die Ergeb­
nisse des V erfahrens gegen sich gelten 
lassen muß."

42. Im § 103 Abs. 1 ist nach dem W ort „Zu­
sam m enlegung," das W ort „Flurbereini­
gung," einzufügen.

43. Im § 103 Abs. 2 sind die W orte „Zusam­
m enlegung (Teilung, Regulierung)" durch 
die W orte „Zusammenlegung, F lurberei­
nigung, Teilung oder R egulierung" zu e r­
setzen.

44. Dem § 103 ist folgender Abs. 3 anzu­
fügen:

„(3) Sämtliche Entscheidungen des 
G rundbuchsgerichtes mit A usnahm e der 
Rangordnungsbeschlüsse sind auch der 
A grarbehörde zuzustellen."

45. Der § 105 und die Überschrift vor diesem 
haben zu lauten:

„Richtigstellung des Grundbuches und des 
Grundsteuer- oder Grenzkatasters

§ 105
(1) Die zur R ichtigstellung oder N eu­

anlegung des Grundbuches und des G rund­
steuer- oder G renzkatasters erforderlichen 
Behelfe hat die Behörde nach Rechtskraft 
des Zusam m enlegungs-, F lurbereinigungs-, 
Teilungs- oder R egulierungsplanes den 
hiefür zuständigen Gerichten und anderen 
Behörden einzusenden.

(2) Die Richtigstellung des Grundbuches 
und des G rundsteuer- oder G renzkatasters 
erfolgt von Amts wegen.

(3) Die Behörde kann im Falle der v o r­
läufigen Übernahm e die Richtigstellung 
des Grundbuches und des G rundsteuer­
oder G renzkatasters schon vor Rechtskraft 
des Zusam m enlegungs- oder F lurberein i­
gungsplanes veranlassen, w enn aus einem 
längeren Aufschub der A usführung des 
Zusam m enlegungs- oder Flurberein igungs­
planes erhebliche N achteile erwachsen 
w ürden und eine w esentliche A bände­
rung des Zusam m enlegungs- oder F lur­
berein igungsplanes auf Grund von Beru­
fungen nicht zu erw arten  ist.

(4) W ird ein gemäß Abs. 3 vorzeitig 
verbücherter Zusam m enlegungs- oder F lur­
berein igungsplan  im Zuge des Berufungs­
verfahrens geändert, so hat die Behörde 
die entsprechende Richtigstellung des 
Grundbuches und des G rundsteuer- oder 
G renzkatasters zu veranlassen.

(5) Die gemäß § 102 Abs. 1 erfolgte 
A nm erkung der Einleitung des V erfah­
rens darf im Falle der vorzeitigen G rund­
buchsberichtigung nach Abs. 3 erst nach 
E inlangen der M itteilung der Behörde 
über den E intritt der Rechtskraft des 
Zusam m enlegungs- oder F lurberein igungs­
planes gelöscht w erden.

(6) Bei den auf Grund von Bescheiden 
sowie von behördlich genehm igten V er­
gleichen vorzunehm enden Eintragungen 
in das Grundbuch findet eine E inverneh­
mung d ritter Personen, für die dingliche 
Rechte haften, nicht statt."

46. Der § 108 hat zu entfallen.

47. Im § 109 ist nach dem W ort „Zusammen­
legungs-," das W ort „Flurbereinigungs-," 
einzufügen.
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48. Im § 112 Abs. 1 lit. a h a t die Z itierung 
„(§ 91)" zu entfallen.

49. Das IV. H auptstück hat zu entfallen.

50. Der § 120 und die Überschrift vor diesem 
haben zu lauten:

„Befreiung von Abgaben
§ 120

Alle A m tshandlungen und amtlichen 
A usfertigungen in A ngelegenheiten  d ie­
ses Gesetzes sind von den Landes- und 
G em eindeverw altungsabgaben befre it."

B e r i c h t

Gemäß Art. 12 Abs. 1 Z. 5 B.-VG. liegt in 
den A ngelegenheiten  der Bodenreform, ins­
besondere in den A ngelegenheiten  der ag rari­
schen O perationen, die G esetzgebung über die 
G rundsätze beim  Bund, die Erlassung von 
A usführungsgesetzen und die V ollziehung bei 
den Ländern. Der B undesgesetzgeber hat mit 
der F lurverfassungsnovelle 1967, BGBl. Nr. 
78/1967, vor allem das Recht der Zusam m en­
legung land- und forstw irtschaftlicher G rund­
stücke und jenes der F lurbereinigung in den 
G rundsätzen neu gefaßt. Der vorliegende Ge­
setzentw urf d ien t der A usführung dieses 
G rundsatzgesetzes. Durch die Regelungen u n ­
te r Z. 1 des Entwurfes w ird das I. H auptstück 
des F lurverfassungsgesetzes über die Zusam ­
m enlegung land- und forstw irtschaftlicher 
Grundstücke zur Gänze neu gestaltet. A bw ei­
chend von der bisherigen System atik des 
F lurverfassungsgesetzes w erden auch die Be­
stim m ungen über die F lurbereinigung w egen 
ihres inhaltlichen Zusam m enhanges mit der 
Zusam m enlegung land- und forstw irtschaft­
licher G rundstücke als 2. A bschnitt in das I. 
H auptstück aufgenommen. V on den N euerun­
gen, welche die vorgesehenen  Bestim m ungen 
über die Zusam m enlegung land- und forst­
wirtschaftlicher G rundstücke gegenüber dem 
geltenden Zusam m enlegungsrecht aufweisen, 
verd ienen  insbesondere die ausdrückliche 
Form ulierung der Ziele und A ufgaben der 
Zusam m enlegung (§ 1 Abs. 1 und 2 der
Vorlage), die stärkere  M itarbeit der P ar­
te ien  an der Zusam m enlegung durch Schaf­
fung einer K örperschaft öffentlichen Rechts, 
der Zusam m enlegungsgem einschaft, und die 
Bestimmung ih rer A ufgaben (§ 8 der Vorlage), 
die Betonung des dynam ischen M om entes der 
Zusam m enlegung, indem  angeordnet w ird, daß 
die N euordnung geeignet sein muß, die G rund­
lage für eine organische und geordnete W ei­
terentw icklung des W irtschaftsraum es und der 
einzelnen B etriebe abzugeben (§ 14 der V or­
lage) und das H ervorheben der um fassenden 
Funktion der Zusam m enlegung zum Beispiel 
■dadurch, daß möglichst alle M aßnahm en, w el­
che im allgem einen öffentlichen In teresse lie ­

gen, w ie der Bau von Straßen, Eisenbahnen, 
W asserversorgung?- und A bw asseranlagen, in 
das V erfahren einbezogen w erden (§ 18 der 
V orlage), Erwähnung. Auch soll ein  einfache­
res und rascheres V erfahren ermöglicht w er­
den. Im II. H auptstück sind Ä nderungen nur 
insow eit vorgenom m en, als die N eufassung 
des I. H auptstückes dies erfordert. Ähnliches 
gilt für die Ä nderungen im III. Hauptstück, die 
teilw eise durch die N eufassung des I. H aupt­
stückes, teilw eise durch die N ovelle zum 
A grarverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 77/1967, be­
dingt sind. Zu bem erken bleibt, daß die äußere 
Form der N ovelle der Einheitlichkeit w egen 
jen er des Stam m gesetzes angeglichen ist. So 
w urden z. B. entgegen der bestehenden Praxis 
die Ü berschriften der einzelnen Bestim m un­
gen der Paragraphennum erierung vo ran ­
gestellt. Zw eifelsohne w ird das F lurverfas­
sungsgesetz nach dem Inkrafttre ten  der N o­
velle neu kundzum achen sein,

Im einzelnen w ird bem erkt:

Zu Z. 1 § 1:
O berstes Ziel aller M aßnahm en zur V er­

besserung der A grarstruk tu r ist die Schaffung 
und Erhaltung einer leistungsfähigen Land­
wirtschaft. Dieses ist auf dem W ege einer um ­
fassenden N euordnung eines bestim m ten Ge­
bietes durch N eueinteilung und Erschließung 
des land- und forstw irtschaftlichen G rund­
besitzes und durch O rdnung der rechtlichen 
und wirtschaftlichen G rundlagen der land- 
und forstw irtschaftlichen Betriebe anzustre­
ben.

Im Abs. 2 w erden die w ichtigsten A uf­
gaben der Zusam m enlegung hervorgehoben.

Der Abs. 3 bringt die Begriffsbestim m ung 
für land- oder forstw irtschaftliche Grundstücke. 
Land- oder forstw irtschaftliche Grundstücke 
sind demnach nicht nur solche, die der land- 
oder forstw irtschaftlichen Produktion unm it­
te lbar dienen, sondern auch W ohn- und W irt­
schaftsgebäude sowie H ofräum e zählen dazu, 
nicht hingegen Grundflächen, die im Rahmen 
eines gew erblichen B etriebes der Erzeugung
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von Pflanzen dienen. Beachtensw ert ist, daß 
Grundflächen, die zw ar außer K ultur stehen, 
aber ohne eiheblichen A ufw and der land- und 
forstw irtschaftlichen N utzung zugeführt w e r­
den können, dem  Gesetz gleichfalls u n te rlie ­
gen.

Zu Z. 1 § 2:
Das Zusam m enlegungsgebiet ist jenes Ge­

biet, in dem die N eueinteilung und N euord­
nung des land- und forstw irtschaftlichen 
G rundbesitzes durchgeführt wird. Bisher w ar 
die Festlegung des Zusam m enlegungsgebietes 
auf ganze K atastralgem einden oder Teile von 
solchen abgestellt. N unm ehr w ird darauf 
Rücksicht genommen, daß die Erreichung der 
Ziele der Zusam m enlegung in erster Linie 
eine durch wirtschaftliche Zusam m enhänge 
bedingte G ebietsbegrenzung erfordert. Die 
nähere Bestimmung und Begrenzung bleib t im 
Einzelfall der Behörde überlassen, die jedoch 
zu beachten hat, daß die Ziele der Zusam m en­
legung möglichst vollkom m en erreicht w er­
den.

In der Regel w ird ein möglichst großes 
G ebiet der Zusam m enlegung zu unterziehen 
sein. Es können dadurch zum Beispiel ein aus­
reichendes W ege- und G ew ässernetz und eine 
zweckmäßige N euverteilung des ländlichen 
G rundbesitzes vorgenom m en w erden. Die V or­
schrift des Abs. 1 bezieht sich nicht nur auf die 
„äußere" Begrenzung des Zusam m enlegungs­
gebietes, sie ermöglicht es auch, eine „innere" 
Grenze zu ziehen. So können schon bei der 
Festlegung des Zusam m enlegungsgebietes ein­
zelne G rundstücke oder zusam m enhängende 
Flächen, die z. B. ausreichend arrondiert oder 
verbau t sind oder gew erblichen Zwecken die­
nen, ausgeschlossen bleiben.

Im Abs. 2 w ird allgem ein ausgesprochen, 
daß alle Grundstücke, die innerhalb  des 
Zusam m enlegungsgebietes liegen, G egenstand 
der Zusam m enlegung sind, wobei es gleich­
gültig ist, ob sie land- oder forstw irtschaftlich 
genutzt w erden oder nicht. Es ist dam it nicht 
gesagt, daß alle diese G rundstücke auch ta t­
sächlich zusam m engelegt und neu verte ilt, v e r ­
legt oder einem  anderen zugew iesen w erden. 
Die Bestimmung besagt nur, daß alle G rund­
stücke innerhalb des Zusam m enlegungsgebie­
tes O bjekte der Zusam m enlegung sind. Die 
land- und forstw irtschaftlichen Grundstücke 
sind schon auf Grund ihrer Beschaffenheit O b­
jek te  der Zusam m enlegung und können von 
der Behörde auch gegen den W illen der Eigen­
tüm er entsprechend den gesetzlichen Bestim­
m ungen der Zusam m enlegung unterzogen w er­
den. G rundstücke ohne land- oder fo rstw irt­
schaftlichen C harakter können grundsätzlich

nur mit Zustim m ung ihrer Eigentüm er der 
Zusam m enlegung unterzogen w erden. Ob dies 
aber im Zuge des V erfahrens geschieht, hängt 
von den Zielen der Zusam m enlegung und da­
mit von der geplanten  N euordnung ab. Auch 
Grundstücke im verbau ten  Gebiet, sofern es 
zum Zusam m enlegungsgebiet gehört, können 
G egenstand der Zusam m enlegung sein. Damit 
w ird es z. B. möglich, die für die Erschließung 
der Feldflur geschaffenen gem einsam en A nla­
gen, insbesondere W irtschaftsw ege, bis an das 
Dorf heranzuführen, neue A usgänge aus dem 
Dorf zu schaffen und V erbesserungen im O rts­
gebiet durchzuführen, die den Zielen der Zu­
sam m enlegung dienen (V erbesserung von Zu­
fahrten, A uflockerung beengter Orts- und Hof­
lagen, .G renzveränderungen u. dgl.).

Zu Z. 1 § 3:
Das V erfahren w ird von Amts w egen durch 

V erordnung eingeleitet. Die am tsw egige Ein­
leitung findet ihre Rechtfertigung darin, daß 
die durch die Zusam m enlegung herbeizufüh­
rende planm äßige N euordnung überw iegend 
im öffentlichen Interesse liegt. Eine Beein­
trächtigung der Rechtsstellung der P arte ien  
tritt hiedurch nicht ein. Diese w ird vielm ehr 
durch die neuen Bestim m ungen über die Zu­
sam m enlegungsgem einschaft verbessert und 
verstärk t. Die Einleitung des V erfahrens er­
folgt deshalb durch V erordnung, w eil sie sich 
nicht an einen individuell bestim m ten Perso­
nenkreis, sondern an alle G rundstückseigen­
tüm er im Zusam m enlegungsgebiet sowie an 
alle übrigen Personen w endet, denen an die­
sen Grundstücken Rechte zustehen. Für diese 
Personen bringt schon die Einleitung des V er­
fahrens Beschränkungen und Ä nderungen ihrer 
Rechte. Die G rundstückseigentüm er und die 
Landw irtschaftskam m er für V orarlberg  w er­
den auch künftig die Einleitung eines Zusam ­
m enlegungsverfahrens durch eine en tsp re­
chende Eingabe an die Behörde herbeiführen 
können. In der E inleitungsverordnung ist das 
Zusam m enlegungsgebiet, dessen Begrenzung 
der § 2 Abs. 1 regelt, festzusetzen. In der V er­
ordnung können die im § 6 angeführten  Eigen­
tum sbeschränkungen verfügt werden.

Zu Z. 1 § 4:
Die Planung und Durchführung der N eu­

ordnung des Zusam m enlegungsgebietes m a­
chen es manchmal erforderlich, Grundstücke 
nachträglich für Zwecke der Zusam m enlegung 
in Anspruch zu nehm en oder im Zusam m en­
legungsgebiet liegende Grundstücke aus G rün­
den der V erfahrensvereinfachung auszuschei­
den. Dabei kom m en ganz bestim m te Grund-
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stücke in Betracht, deren Eigentüm er der Be­
hörde im vorhinein  bekannt sind, so daß die 
Erledigung in Bescheidform zu erfolgen hat.

Zu Z. 1 § 5:
Stellt sich heraus, daß die Zusam m en­

legung nicht dem  Gesetz entsprechend w eite r­
geführt w erden kann, so muß die Behörde das 
V erfahren vorzeitig  einstellen. Das V erfahren 
ist mit V erordnung einzustellen, weil der V er­
w altungsakt der E instellung w ie jener der 
Einleitung des V erfahrens an einen nach gene­
rellen  M erkm alen bestim m ten Personenkreis 
gerichtet ist.

Zu Z. 1 § 6:
Die G esetzesstelle en thält jene Beschrän­

kungen des Eigentum srechtes, die in der Ein­
leitungsverordnung verfügt w erden können. 
Die Beschränkungen gelten nicht unbedingt, 
sondern nur insoweit, als die vorgesehenen 
M aßnahm en den Zielen der Zusam m enlegung 
entgegenstehen.

Das Bundesm inisterium  für Land- und 
Forstw irtschaft hat in seiner Stellungnahm e 
zu den Bestim m ungen des Abs. 1 lit. b be­
m erkt, daß die Festsetzung einer Bewilligungs­
pflicht zur Errichtung, W iederherstellung, w e­
sentlichen Ä nderung oder Entfernung von W e­
gen und Bauw erken nicht in die Zuständigkeit 
des „Bodenreform" - G esetzgebers (Art. 12 
Abs. 1 Z. 5 B.-VG.) falle, sondern auf Art. 15 
Abs. 1 B.-VG. beruhe. Der Landesgesetzgeber 
habe bei Erlassung derartiger V orschriften 
den eigenen W irkungsbereich der Gemeinde 
zu beachten und m üsse demnach die Erteilung 
der vorgesehenen  Bew illigungen der G em ein­
de im eigenen W irkungsbereich überlassen, 
sow eit es sich um Bauw erke oder um öffent­
liche P rivatstraßen  handle.

Die V orarlberger Landesregierung kann 
dieser Rechtsansicht nicht zustimmen. In der 
erw ähnten Stellungnahm e des Bundesm iniste­
riums für Land- und Forstw irtschaft w ird die 
Z ugehörigkeit der Regelung des Abs. 1 lit. b, 
sow eit sie Bauw erke und W ege betrifft, zum 
K om petenztatbestand „Bodenreform" unter 
Berufung auf das Ergebnis einer historischen 
In terp re ta tion  dieses K om petenztatbestandes 
ausgeschlossen. Aus § 7 des im Z eitpunkt des 
Inkrafttre tens des K om petenztatbestandes 
„Bodenreform" (1. O ktober 1925) in Geltung 
gestandenen Gesetzes, betreffend die Zusam ­
m enlegung landw irtschaftlicher Grundstücke, 
RGBl. Nr. 92/1883, gehe hervor, daß die durch 
die Bauordnung geregelten  A ngelegenheiten  
sowie jene der öffentlichen W ege nicht dem 
K om petenztatbestand „Bodenreform" u n te r­
stellt w erden  könnten. Das B undesm iniste­

rium  für Land- und Forstw irtschaft übersieht 
dabei, daß die Abs. 2 und 3 des § 7 des z itier­
ten  G esetzes aus 1883 nur die Funktion haben, 
die im Abs. 1 desselben P aragraphen sta tu ­
ierte  „A llzuständigkeit" der Zusam m en­
legungsbehörden, welche für die D auer des 
Zusam m enlegungsverfahrens die Zuständig­
keit jener Behörden ausschließt, „in deren  
gesetzlichen W irkungskreis diese A ngelegen­
heiten  außer dem Falle einer Zusam m enlegung 
gehören", einzuschränken. Aus § 7 des G eset­
zes aus 1883 kann daher in bezug auf die 
Befugnisse des „Bodenreform "-Gesetzgebers 
nicht m ehr gew onnen w erden, als daß es d ie­
sem verw ehrt ist, die „A llzuständigkeit" der 
A grarbehörden auch auf die V erhandlung und 
Entscheidung von S treitigkeiten  über Eigen­
tum oder Besitz der in das Zusam m enlegungs­
verfahren  einbezogenen G rundstücke sowie 
auf die V erhandlung und Entscheidung in A n­
gelegenheiten  der Eisenbahnen, der öffent­
lichen W ege und des Baurechtes zu erstrek- 
ken. Es ist verfehlt, der erw ähnten  Regelung 
entnehm en zu wollen, daß dem „Boden­
reform "-G esetzgeber die Befugnis fehle, Bau­
w erke und öffentliche W ege einer Regelung 
zu unterziehen. Diesbezüglich gilt vielm ehr, 
was der V erfassungsgerichtshof in ständiger 
Rechtsprechung feststellt: Die K om petenzver­
teilung der B undesverfassung schließt nicht 
aus, „daß bestim m te Sachgebiete nach v e r­
schiedenen G esichtspunkten geregelt w erden 
können" (vgl. etw a die E rkenntnisse des V er­
fassungsgerichtshofes Slg. 4348/1963, 4387/1963 
und 5024/1965). W enn § 6 Abs. 1 lit. b in V er­
bindung m it Abs. 2 dieses G esetzentw urfes 
u. a. bestimmt, daß die Errichtung, W ieder­
herstellung, w esentliche Ä nderung oder Ent­
fernung von Bauw erken und W egen neben 
den hiefür sonst noch erforderlichen Bewilli­
gungen einer solchen nach dem F lurverfas­
sungsgesetz bedarf, w obei diese dann zu e rte i­
len ist, „wenn das V orhaben den Zusam m en­
legungserfolg nicht beeinträchtigt", dann ist 
dies nach A uffassung der V orarlberger Lan­
desregierung eine Regelung, die dem Kom­
petenztatbestand  „Bodenreform" un terste llt 
w erden kann. W egen der überw iegend über­
örtlichen Interessen, die bei der Erteilung 
oder V ersagung der vorgesehenen  Bewilli­
gung zu berücksichtigen sind, gehört die A n­
gelegenheit nicht zum eigenen W irkungs­
bereich der Gemeinde. Es ist daher zulässig, 
die Entscheidung in d ieser A ngelegenheit den 
A grarbehörden zu überlassen. Die hinsichtlich 
solcher Bauw erke und W ege in der Landes­
bauordnung und im Straßengesetz vorgesehe­
nen Zuständigkeiten  der Gem einde w erden 
dadurch nicht berührt.
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Um die Behinderung des V erfahrens durch 
eigenm ächtig vorgenom m ene Ä nderungen an 
Grundstücken zu verm eiden, ist vorgesehen, 
daß die Behörde darauf nicht Rücksicht zu 
nehm en braucht, w enn die G enehm igung h ie ­
zu nicht eingeholt w urde (Abs. 3).

Die A usführung der gem einsam en M aß­
nahm en und A nlagen ist in der Regel die V or­
aussetzung für die vorläufige Ü bernahm e und 
die N euordnung. N ur erschlossene und bew irt­
schaftungsfähige G rundstücke können über­
geben und übernom m en w erden. Die Abs. 4 
und 5 sehen daher vor, daß die G rundeigen­
tüm er schon im Frühstadium  der Zusam m en­
legung entsprechende M aßnahm en dulden 
müssen.

Zu Z. 1 § 7:
§ 7 bestim m t, welche Personen am Zusam ­

m enlegungsverfahren  jedenfalls als Parteien  
teilnehm en. Die Bestimmung findet ihre Er­
gänzung in dem in der Z. 37 der V orlage v o r­
gesehenen § 94.

Zu Z. 1 § 8:
Die Zusam m enlegung ist eine öffentlich- 

rechtliche M aßnahm e, die mit hoheitlichen 
M itteln durchgeführt wird. Sie erfordert über­
dies den Einsatz von Kapital und Arbeit. Die 
A ufw endungen für die N euordnung des Zu­
sam m enlegungsgebietes sind erheblich. Diese 
m üssen teils durch E igenleistungen der P ar­
teien, teils durch G ew ährung öffentlicher G eld­
m ittel aufgebracht w erden. Die sich aus der 
Zusam m enlegung ergebenden A rbeiten  sind 
von der Zusam m enlegungsgem einschaft v o r­
zunehmen. Der Zusam m enlegungsgem einschaft 
ist dam it die Besorgung eines A usschnittes aus 
der öffentlichen V erw altung übertragen. Da 
sie überdies durch Zw angsm itgliedschaft ge­
kennzeichnet ist, kommen ihr die M erkm ale 
einer öffentlich-rechtlichen K örperschaft zu. 
Die Zusam m enlegungsgem einschaft kann ihre 
M itglieder zu Sach- und A rbeitsle istungen  h e r­
anziehen oder die Durchführung von Einzel­
m aßnahm en an einschlägige U nternehm er v e r­
geben, M aschinen und G eräte m ieten und die 
en tstehenden  Kosten auf die M itglieder um ­
legen. Die Zusam m enlegungsgem einschaft 
kann D arlehen aufnehm en und sich um öffent­
liche M ittel bew erben.

Zu Z. 1 § 10:
Nach den Bestim m ungen über die Abfin­

dung (§ 19) ist jeder Eigentüm er entsprechend 
dem W ert seiner in das V erfahren einbezoge­
nen und zusam m engelegten G rundstücke ab­
zufinden. V oraussetzung dafür ist eine ge­
regelte Erm ittlung des Besitzstandes.

Die Bestimmung des Abs. 2 dient der V er­
fahrensbeschleunigung.

Zu Z. 1 § 11:
Die Bewertung zählt zu den wichtigsten 

A ufgaben der Behörde, ergibt sich doch daraus 
das Ausmaß des Abfindungsanspruches. Sie ist 
auch für Eigentüm er von Grundstücken ohne 
land- oder forstw irtschaftlichen C harakter, die 
für bestim m te Zwecke der Zusam m enlegung 
(Grenzänderungen, H erstellung gem einsam er 
Anlagen) in Anspruch genom m en w erden, b e ­
deutsam , da der entstehende F lächenverlust 
in erster Linie durch Zuteilung einer der Be­
w ertung entsprechenden Ersatzfläche auszu­
gleichen ist (§ 14 Abs. 4).

G egenstand der Bew ertung sind alle im 
Zusam m enlegungsgebiet liegenden G rund­
stücke, sofern sie der Zusam m enlegung u n te r­
zogen oder für die Zusam m enlegung in A n­
spruch genom m en w erden.

Die W ertfeststellung ha t en tw eder auf 
Grund übereinstim m ender Erklärungen der 
Parteien  oder im W ege der Erm ittlung durch 
die Behörde zu erfolgen. Der amtlichen Er­
m ittlung können auch Ergebnisse allgem einer 
Schätzungen (Ertragsm aßzahlen der finanzbe­
hördlichen Bodenschätzung) zugrunde gelegt 
w erden.

Abs. 4 zählt jene V erhältn isse und G egen­
stände auf, die bei der Bew ertung unberück­
sichtigt bleiben, nach Abs. 6 jedoch gesondert 
festzustellen, zu bew erten  und in Geld aus­
zugleichen sind.

Für Geldausgleiche hat die Zusam m en­
legungsgem einschaft aufzukommen (Abs. 8).

Zu Z. 1 § 12:
ü b e r  die Ergebnisse der nach §§ 10 und 11 

vorgenom m enen Erhebungen ist der Besitz­
standsausw eis und B ew ertungsplan zu erlas­
sen.

Von Bedeutung ist, daß den Parteien  nicht 
nur hinsichtlich eigener, sondern auch hinsicht­
lich frem der Grundstücke das Berufungsrecht 
gegen den B ew ertungsplan (N eubew ertungs­
plan) zusteht (Abs. 2). Dies erk lärt sich aus 
dem Umstand, daß im Stadium  der Bew ertung 
die Lage der künftigen Abfindungen noch u n ­
k lar ist und die Parteien  daher besorg t sein 
müssen, daß die Bewertung aller Grundstücke 
objektiv  richtig ist.

Zu Z. 1 § 13:
T reten nach der w enn auch vorläufigen 

Ü bernahm e W ertverm ehrungen  oder W ert­
verm inderungen  ein, so treffen diese die neuen 
Eigentüm er. Erfolgen die W ertverm ehrungen  
oder W ertverm inderungen  zwischen der Be-
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W ertung und der Ü bernahm e, dann sind sie 
von Amts w egen zu berücksichtigen (Abs. 1).

Durch die Bestimmung des Abs. 2 w ird die 
Regelung des § 14 Abs. 1 des Flurverfassungs- 
G rundsatzgesetzes 1951, BGBl. Nr. 103/1951, 
ausgeführt.

Zu Z. 1 § 14:
Im Abs. 1 w erden die von der Behörde im 

Rahmen der N euordnung zu bew ältigenden 
Aufgaben aufgezählt: Festlegung der gem ein­
sam en M aßnahm en und Anlagen, der neuen 
F lureinteilung und der auf diese bezogenen 
Eigentums- und Rechtsverhältnisse. Diese B e­
stimmung bringt zum Ausdruck, daß die N eu­
ordnung im Hinblick auf die G esam tentw ick­
lung des betreffenden G ebietes zu erfolgen 
hat. Insbesondere ist dabei auch auf die ö rt­
liche und überörtliche Raum planung Bedacht 
zu nehmen. So w ird vielfach die Zusam m en­
legung einer Gem einde mit der A usarbeitung 
eines Flächenw idm ungsplanes H and in H and 
gehen.

Die Bestimmung des Abs. 2 soll erm ög­
lichen, andere Bodenreform angelegenheiten, 
w ie S iedlungsverfahren und V erfahren zur 
O rdnung der rechtlichen und wirtschaftlichen 
V erhältn isse an agrargem einschaftlichen 
Grundstücken, im Zusam m enhang mit der Zu­
sam m enlegung durchzuführen, um dadurch 
eine möglichst um fassende O rdnung zu e r­
reichen.

Zu Z. 1 §§ 15 bis 17:
Im Plan der gem einsam en M aßnahm en und 

A nlagen ist bereits der große Rahm en für die 
neue F lüreinteilung abzustecken. Er b ildet 
einen der w ichtigsten A bschnitte für die Ent­
wicklung des Zusam m enlegungsplanes, da das 
W ege- und G rabennetz das Gerippe für die 
neue F lurein teilung darstellt.

N ur ein wohldurchdachtes, technisch und 
wirtschaftlich zweckmäßiges W ege- und G ra­
bennetz kann die G rundlage für die N euge­
staltung  des Zusam m enlegungsgebietes und 
dam it für die örtliche Einteilung der Flur und 
die A usw eisung der neuen G rundstücke b il­
den. Es schafft die V oraussetzung für alle an­
deren V erbesserungen. V orsorglich soll es der 
kom m enden verkehrstechnischen, w irtschaft­
lichen und sozialen Entwicklung der Gem einde 
und der w eiteren  Umgebung Rechnung tragen. 
Deshalb muß es dem Netz der H aup tverkeh rs­
straßen und der übrigen W ege und G ew ässer 
organisch und folgerichtig angepaßt w erden.

Der Grund für die gem einsam en A nlagen 
ist in der Regel von den Parteien  im V erhä lt­
nis der W erte  ih rer bisherigen Grundstücke 
aufzubringen. Befreiungen von Parteien  von

der G rundaufbringung für die gem einsam en 
A nlagen müssen, da diese zu Lasten aller 
übrigen Parteien  gehen und ein differenzierter 
V orteilsm aßstab kaum  erste llt w erden kann, 
auf A usnahm sfälle beschränkt bleiben.

Die Bestimmungen über die E rhaltungsge­
meinschaft sollen den Fortbestand  der aus A n­
laß der Zusam m enlegung geschaffenen g e­
m einsam en A nlagen sichern.

Zu Z. 1 § 18:
Immer häufiger w eiden  G rundzusam m en­

legungen mit M aßnahm en im allgem einen 
öffentlichen Interesse, wie A utobahnbauten, 
F lußregulierungen usw., koord in iert oder aber 
hievon abträglich berührt. A ufgabe der vo r­
liegenden Bestimmung ist es, die Nachteile 
derartiger M aßnahm en für die Ziele der Zu­
sam m enlegung abzuschwächen. V oraussetzung 
dafür ist, daß die für derartige öffentliche 
M aßnahm en nötigen Grundflächen entw eder 
in das Zusam m enlegungsverfahren eingebracht 
oder von der Zusam m enlegungsgem einschaft 
aufgebracht w erden können. Dies ermöglicht 
es, die im allgem einen öffentlichen Interesse 
gelegenen M aßnahm en in das Konzept der 
G rundzusam m enlegung einzuplanen und zu 
verhindern, daß einzelne Landw irtschaftsbe­
triebe, die infolge der Inanspruchnahm e ihrer 
Produktionsbasis gefährdet sind, untergehen, 
da im Rahmen der Zusam m enlegung der 
Grund von der Zusam m enlegungsgem einschaft 
und nicht von einem  einzelnen Betrieb aufge­
bracht w erden kann.

Die Bestimmung des Abs. 3 ermöglicht es, 
die für die öffentlichen M aßnahm en en tstehen­
den Kosten vom Träger der M aßnahm en refun- 
diert zu erhalten, so daß die für die Zusam ­
m enlegungsgem einschaft en tstehenden  Er­
schwernisse ausgeglichen w erden  können. 
Diese Kosten w erden um so n iedriger sein, 
je früher die G ebietskörperschaft oder das 
U nternehm en mit der Behörde zu einer Zu­
sam m enarbeit kommt. Durch die V erbindung 
der Durchführung von M aßnahm en im allge­
m einen öffentlichen In teresse mit einem  Zu­
sam m enlegungsverfahren erreicht die en teig­
nungsberechtigte G ebietskörperschaft (Unter­
nehmen) auch E insparungen an Zeit- und A r­
beit.

Zu Z. 1 § 19:
Jede Partei hat grundsätzlich Anspruch, den 

vollen W ert ihrer dem V erfahren unterzoge­
nen Grundstücke in G rund und Boden w ieder­
zuerhalten  (Abfindungsanspruch).

Sie kann jedoch mit ih rer Zustim m ung an­
stelle von Grund und Boden eine Geldabfin-
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düng erhalten, und zw ar für ihren ganzen A n­
spruch oder für einen Teil desselben. Es ist 
jedoch auch das E inverständnis jen e r Personen 
erforderlich, denen an den betroffenen G rund­
stücken bestim m te Rechte zustehen (Abs. 2).

Die V erw endung des gemäß Abs. 2 anfal­
lenden Grundes muß den Zwecken dieses oder 
anderer Bodenreform gesetze entsprechen. Sol­
che V erw endungszw ecke sind:
a) G rundaufbringung für gem einsam e A n­

lagen,
b) G rundaufbringung für A nlagen im allge­

m einen öffentlichen Interesse,
c) G rundzuteilung gegen G eldleistung (Auf­

stockung) mit Zustim m ung der bete ilten  
Personen.
Im Falle a) muß die gemäß Abs. 2 zu en t­

richtende G eldabfindung den gemäß § 15 Abs. 
2 zur A ufbringung des G rundes für die ge­
m einsam en A nlagen verpflichteten Parteien 
angelastet w erden.

Im Falle b) sind die M ittel für die G eldab­
findung gemäß § 18 Abs. 2 von den die M aß­
nahm e durchführenden G ebietskörperschaften 
oder U nternehm en aufzubringen.

Im Falle c) dienen die G eldleistungen der 
beteilten  Personen zur Deckung der G eldab­
findungen.

Die Zustim m ungserklärungen der Personen, 
die auf G rundabfindungen verzichten oder 
G rundzuteilungen gegen G eldleistung w ün­
schen, m üssen insbesondere die Grundstücke, 
auf die sich die Zustim m ung bezieht, und die 
Höhe der Geldabfindung oder G eldleistung 
enthalten. Eine Zustim m ungserklärung gemäß 
Abs. 2 kann nur dann dem V erfahren zu­
grundegelegt w erden, w enn die V erw endung 
des anfallenden Grundes und die A ufbringung 
der M ittel für die geforderte G eldabfindung 
gemäß Abs. 3 sichergestellt sind.

Jede Partei hat außer dem Anspruch auf 
A bfindungen im vollen W ert der A ltgrund­
stücke ein A nrecht auf einen entsprechenden 
A nteil an dem Erfolg des V erfahrens (mög­
lichst große, günstig  geform te, ausreichend 
erschlossene A bfindungsgrundstücke) und 
darauf, daß die A bi ndungsgrundstücke h in ­
sichtlich der für den Erfolg ihres Betriebes 
m aßgebenden U m stände den A ltgrundstücken 
so w eit gleichen, daß ohne Ä nderung der A rt 
und Einrichtung des Betriebes zum indest der 
gleiche Betriebserfolg gew ährleiste t ist wie 
vor der Zusam m enlegung. Dieses A nrecht 
besteh t allerdings nur insoweit, als es mit den 
Zielen der Zusam m enlegung bei A bw ägung 
der In teressen  aller Parteien  un tereinander 
vere inbar ist. U nbedingt unzulässig ist es je ­
doch, ohne Zustimmung der Partei A bfindungs­

grundstücke zuzuteilen, deren Beschaffenheit, 
natürliche Lage oder V erkehrslage eine vo ll­
kom m ene Um stellung des W irtschaftsbetrie­
bes zur Folge hätten  (Abs. 7).

Zu Z. 1 § 20:
In d ieser Bestimmung sind jene G rund­

stücke näher umschrieben, die bei der Be­
w ertung  eine Sonderstellung einnehm en (§11 
Abs. 5) und, sofern sie nicht durch gleichw er­
tige ersetzt w erden können, dem bisherigen 
Eigentüm er w ieder zuzuw eisen sind (§ 19 Abs. 
8 lit. a).

Zu Z. 1 § 21:
Der Zusam m enlegungsplan ist der zentrale 

behördliche A kt des Zusam m enlegungsverfah­
rens. Sein Inhalt ist für die neue F lureinteilung 
maßgeblich.

Zu Z. 1 § 22:
Die Behörde kann, um die Ü bergangszeit 

abzukürzen und dadurch Störungen des W irt­
schaftslebens zu verm eiden, die vorläufige 
Übernahm e der Grundabfindungen des ganzen 
Zusam m enlegungsgebietes oder von Teilen 
desselben sowie die A uszahlung von vo rläu ­
figen Geldabfindungen, G eldentschädigungen 
und G eldausgleichen schon vor Erlassung des 
Zusam m enlegungsplanes anordnen. Freilich 
muß die neue F lureinteilung bereits festgelegt 
sein. Die einzelnen P lanbestandteile  brauchen 
aber.noch  nicht in allen Details fertiggestellt 
sein.

Da das Eigentum srecht an den G rundab­
findungen un te r der auflösenden Bedingung 
übergeht, daß es mit der Rechtskraft eines 
Bescheides erlischt, der die G rundabfindung 
oder Teile hievon einer anderen Partei zu­
weist, muß für diesen Fall dem w eichenden 
Eigentüm er für in der Zwischenzeit getätig ten  
A ufw endungen die Rechtsstellung eines red ­
lichen Besitzers zuerkannt werden.

Zu Z. 1 § 23:
Der Abs. 1 befaßt sich mit der wichtigen 

Frage, w ann das Eigentum an den G rundab­
findungen auf die Ü bernehm er übergeht. H ie­
bei ist der Um stand entscheidend, ob die 
A grarbehörde im Sinne des § 22 vor der Er­
lassung des Zusam m enlegungsplanes die v o r­
läufige Ü bernahm e der G rundabfindungen an­
geordnet hat. W urde diese vorläufige Ü ber­
nahm e nicht angeordnet, dann geht das Eigen­
tum an den G rundabfindungen mit der R echts­
kraft des Zusam m enlegungsplanes auf die 
Ü bernehm er über. A ndernfalls erfolgt der 
E igentum sübergang gemäß § 22 Abs. 3 — aller-
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dings un ter einer auflösenden Bedingung -—■ 
bereits mit der A nordnung der vorläufigen 
Ü bernahm e. In beiden Fällen liegt somit auf 
Seite der Ü bernehm er der G rundabfindungen 
k raft ausdrücklicher gesetzlicher A nordnung 
ein außerbücherlicber E igentum serw erb vor.

Im Abs. 2 w ird der G rundsatz festgelegt, 
daß die A bfindung jeder Partei — gleichgültig, 
ob Grundabfindung oder Geldabfindung — in 
rechtlicher Hinsicht an die Stelle der A lt­
grundstücke tritt. D ieser G rundsatz bedeutet, 
daß die Rechte, die an den A ltgrundstücken 
bestanden, fortbestehen und w eiterh in  den­
selben Personen zustehen, die diese Rechte 
bisher an den A ltgrundstücken hatten. Diesen 
dritten  Personen gegenüber ist nur eine Ä n­
derung in der Sache eingetreten , insofern die 
Rechte je tz t auf die G rundabfindungen über­
gegangen sind oder den Rechten je tz t die 
G eldabfindungen haften. Der h ier festgelegte 
G rundsatz gilt sowohl für den p rivatrech t­
lichen als auch für den öffentlich-rechtlichen 
Bereich. A usnahm en können  nur eintreten, 
w enn eine gesetzliche Vorschrift etw as ande­
res bestimmt, wie zum Beispiel der § 24 h in ­
sichtlich der G runddienstbarkeiten , R eallasten 
und Baurechte, oder w enn die abgefundene 
Partei mit den Berechtigten eine entsprechende 
V ereinbarung getroffen hat. Bei allen Rech­
ten, die auf die Abfindung übergehen, bedarf 
es keiner N euregelung der Rechtsverhältnisse. 
Jedoch ist im Abs. 3 vorgesehen, daß bei v e r­
schiedener Belastung eines A ltbesitzes die 
Behörde Teilabfindungen für die verschieden 
belasteten  A ltgrundstücke festzustellen hat.

Zu Z. 1 § 24:
Es entspricht der Zielsetzung und dem 

W esen der Zusam m enlegung, daß bei der 
N euordnung des Zusam m enlegungsgebietes 
G runddienstbarkeiten  und Reallasten m ög­
lichst w eitgehend  beseitig t w erden. Dabei 
können zwei W ege eingeschlagen w erden: 
Das Gesetz kann  entw eder die bestehenden  
G runddienstbarkeiten  und R eallasten g rund­
sätzlich aufrecht erhalten  und sie nur in jenen  
Fällen, in denen sie infolge der Zusam m en­
legung wirtschaftlich entbehrlich w erden, 
durch die Behörde ausdrücklich aufheben la s­
sen. D ieser W eg w urde bisher beschritten. 
Er hat jedoch in der Praxis zu Rechtsunsicher­
heit geführt. A ußerdem  haben die praktischen 
Erfahrungen gezeigt, daß die Zahl der en t­
behrlich w erdenden Rechte w esentlich größer 
ist als die Zahl der aufrecht zu erhaltenden. 
Die N ovelle beschreitet deshalb den anderen 
W eg: Sie e rk lärt alle G runddienstbarkeiten  
und R eallasten grundsätzlich für aufgehoben 
und verpflichtet die Behörde, jene G rund­

d ienstbarkeiten  und Reallasten, die im öffent­
lichen In teresse oder aus w irtschaftlichen 
G ründen w eiterh in  notw endig sind, ausdrück­
lich aufrecht zu erhalten. Ebenso w ird die Be­
hörde — entsprechend der bisherigen Rechts­
lage —- G runddienstbarkeiten  und R eallasten 
dort neu zu begründen haben, wo sie im 
öffentlichen In teresse oder aus w irtschaftlichen 
G ründen notw endig w erden. Künftig w ird also 
der Zusam m enlegungsplan zum Ausdruck b rin ­
gen, welche G runddienstbarkeiten  und Real­
lasten  nach der N euordnung des Zusam m en­
legungsgebietes bestehen  (vgl. § 21 Abs. 2 
lit. a). Die entschädigungslose A ufhebung 
wirtschaftlich nicht notw endiger, somit en t­
behrlich gew ordener G runddienstbarkeiten  
und R eallasten entspricht der bisherigen 
Rechtslage.

Das Baurecht als das dingliche, veräußer­
liche und vererbliche Recht, auf oder un ter der 
Bodenfläche eines G rundstückes ein Bauwerk 
(z. B. Keller) zu haben, bedarf ebenfalls auf 
Grund seines besonderen C harak ters einer 
A usnahm ebestim m ung. Gemäß Abs. 2 geht es 
auf jene G rundabfindung über, die nach ihrer 
Lage dem A ltgrundstück entspricht, an dem 
das Baurecht bestellt w urde.

Bestehende Bergbauberechtigungen (Nut­
zungsrechte) w erden durch diese Regelung 
nicht berührt.

Zu Z. 1 § 25:
Diese Bestimmung hält im w esentlichen 

den b isher maßgeblichen Rechtszustand hin­
sichtlich der Pacht- und M ietverhältn isse auf­
recht.

Zu Z. 1 § 26:
Mit der Rechtskraft des Zusam m enlegungs­

planes ist die N eueinteilung und N euordnung 
des Zusam m enlegungsgebietes in rechtlicher 
Beziehung w irksam  gew orden. Die Behörde 
hat nunm ehr die für die N euordnung der Be­
sitz-, Benützungs- und B ew irtschaftungsver­
hältn isse erforderlichen M aßnahm en, sow eit 
dies w ährend des V erfahrens noch nicht ge­
schehen ist, durchzuführen und abzuschließen. 
Dabei kann sie sich der M ithilfe der Zusam ­
m enlegungsgem einschaft bedienen und dieser 
die entsprechenden A ufträge erteilen.

Durch die Bestimmung des Abs. 2 w ird die 
Regelung des § 14 Abs. 2 des F lu rverfassun js- 
G rundsatzgesetzes 1951, BGBl. Nr. 103/1951, 
ausgeführt.

Zu Z. 1 § 27:
Ebenso wie die E inleitung des Zusam m en­

legungsverfahrens hat auch der Abschluß des­
selben durch V erordnung zu erfolgen.
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Zu Z. 1 § 28:
Das F lurberein igungsverfahren  w ird als 

vereinfachtes Z usam m enlegungsverfahren für 
bestim m te besonders gearte te  Fälle durchge­
führt. Diese Fälle sind:
1. V erbesserung oder N eugestaltung  der Be­

sitz-, Benützungs- oder Bew irtschaftungs­
verhältn isse  im kleinen Rahmen. D arunter 
fällt zunächst die N euordnung für ein  k le i­
neres G ebiet oder zugunsten eines k le ine­
ren  Personenkreises, w ie z. B. für G ebiete 
m it Einzellage oder W eilersied lungen  v o r­
w iegend im alpinen Raum, oder zugunsten 
einer k leineren  Anzahl land- oder forst­
w irtschaftlicher Betriebe. W eiters gehört 
dazu die Durchführung von T eilm aßnah­
men, w ie z. B. im Rahm en der Zw eitberein i­
gung einer bereits einm al zusam m engeleg­
ten Flur.

2. Die Schaffung einer zweckm äßigen Zwi­
schenlösung bis zur späteren  Durchführung 
eines Zusam m enlegungsverfahrens. Dabei 
handelt es sich um keine um fassende N eu­
ordnung, sondern nur um  eine B ereinigung 
der Flur, die w eitgehend den m odernen be­
triebsw irtschaftlichen E rkenntnissen ent­
spricht. Dadurch sollen die N achteile einer 
m angelhaften  A grarstruk tu r derselben 
durch öffentliche M aßnahm en beseitig t 
w erden. Da ein Z usam m enlegungsverfah­
ren aus A rbeits-, Zeit- und K ostengründen 
nicht sofort durchgeführt w erden kann, 
b leibt die endgültige N euordnung der Flur 
einem  späteren  Z eitpunkt Vorbehalten.

3. Zur V orbereitung oder U nterstützung von 
M aßnahm en, die auf Grund anderer ge­
setzlicher Bestim m ungen der Bodenreform 
oder im allgem einen öffentlichen Interesse 
getroffen w erden. Das F lurberein igungs­
verfahren  ste llt deren V orstufe dar und 
kann nachteilige A usw irkungen solcher 
M aßnahm en abschwächen oder beseitigen, 
ohne daß eine um fassende N euordnung der 
ländlichen Flur erforderlich wird.

Zu Z. 1 § 29:
Das V erfahren ist grundsätzlich dem der 

Zusam m enlegung gleich, eine Reihe von V er­
einfachungen berücksichtigt jedoch, daß das 
F lurberein igungsverfahren hinsichtlich des 
Gebietes, der Parte ien  und der P lanungsauf­
gaben einen k leineren  A ufgabenkreis zu b e­
w ältigen hat.

Zu Z. 1 § 30:
Die Bestim m ungen über die F lurberein i­

gungsverträge und F lurberein igungsüberein­

kommen lassen der P rivatin itia tive en tsp re­
chenden Raum und erlauben  es, sie als Pla­
nungselem ente zu verw erten  und die F lurbe­
reinigung durch eine K om bination en tsp re­
chender V erträge und behördlicher V erfügun­
gen durchzuführen.

W enn bei Straßen- oder A utobahnbauten  
die Flur in unw irtschaftlicher W eise zerschnit­
ten  wird, kann  in manchen Fällen der w irt­
schaftliche Nachteil dadurch behoben w erden, 
daß G rundstücke diesseits und jenseits der 
Trasse im Rahmen des F lurberein igungsver­
fahrens ausgetauscht oder anders geform t w er­
den. Auch können vom  U nternehm en im Zuge 
der G rundeinlösung erw orbene, für die Bau­
m aßnahm en entbehrliche G rundstücke einge­
bracht und für die neue F lurein teilung v e r­
w erte t w erden.

Die Bestimmung des Abs. 4 ist erfo rder­
lich, dam it die im § 4 Abs. 1 Z. 4 lit. a des 
G runderw erbsteuergesetzes 1955 vorgesehene 
S teuerbefreiung auf A ngelegenheiten  der F lur­
berein igung angew endet w erden kann  (vgl. 
Z. 4 der G runderw erbsteuergesetz-N ovelle 
1969).

Zu den Z. 2 bis 26:
Das II. H auptstück en thält eine Reihe von 

V erw eisungen auf die Bestim m ungen des I. 
H auptstückes. Durch die N eufassung des I. 
H auptstückes ist es erforderlich, diese Z itie­
rungen zu berichtigen.

Soweit im II. H auptstück V erfahrensbe­
stim m ungen en thalten  w aren, die mit der 
durch die A grarverfahrensnovelle  1967, BGBl. 
Nr. 77/1967, geschaffenen Rechtslage nicht 
m ehr im Einklang stehen, sollen sie en tsp re­
chend geändert oder aufgehoben w erden, 
Dies gilt insbesondere für die §§ 59, 64 und 
70. Bezüglich der Eigenschaft der A grarge­
m einschaften als K örperschaften öffentlichen 
Rechts w ird auf die A usführungen zu Z. 1 § 8 
verw iesen. Der § 78 Abs. 4 kann  entfallen, w eil 
gemäß § 91 Abs. 4 des G em eindegesetzes, 
LGBl. Nr. 45/1965, bei der V erw altung von 
G em eindegut durch die Gem einde nicht m ehr 
die V orschriften der G em eindeordnung anzu­
w enden sind.

Zu den Z. 27 bis 48:
Durch den Einbau der V orschriften über 

die F lurbereinigung in das I. H auptstück ist 
die Ä nderung verschiedener Bestimmungen 
des III. H auptstückes erforderlich, da ihre je t­
zige Fassung nur auf die A nw endung im 
eigentlichen Zusam m enlegungsverfahren ab­
stellt.
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Der bisherige § 90' kann entfallen, w eil die 
Definition der gem einsam en A nlagen nunm ehr 
im § 15 en thalten  ist.

Der § 91 ist durch das Inkrafttre ten  des 
neuen V erm essungsgesetzes, BGBl. Nr. 306/ 
1968, gegenstandslos geworden.

Der § 92 en thält Bestimmungen, die auf 
Grund der k laren  Regelung der §§ 1 und 7 
Abs. 1 des A grarverfahrensgesetzes im Zu­
sam m enhalt m it § 58 Abs. 2 des A llgem einen 
V erw altungsverfahrensgesetzes entbehrlich 
erscheinen.

Die §§ 93, 95, 96, 99, 101 und 105 erhalten  
eine neue Fassung, die der neuen Rechtslage

betreffend die Einleitung, Durchführung und 
den Abschluß von Zusam m enlegungs- und 
F lurberein igungsverfahren entspricht.

Zu Z. 49:
Das IV. H auptstück kann zur Gänze entfal­

len, da die F lurbereinigung nunm ehr in das 
I. H auptstück eingebaut w erden soll.

Zu Z. 50:
Der § 120 ist neu zu fassen, da der Landes­

gesetzgeber lediglich für die Befreiung von 
Landes- und G em eindeverw altungsabgaben 
zuständig ist.

Bregenz, am 16. M ärz 1971
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